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Vorwort 

Risiko- und Gefahrenlagen wurden in den letzten Jahrzehnten in immer 
stärkerem Maße durch staatliche repressive Überwachung geregelt, die in 
Zeiten knapper Kassen unweigerlich an Grenzen stößt. Will man das 
Verursacherprinzip verwirklichen, muß bereits das Unternehmen gefahren-
und umweltbewußt handeln. Genau an dieser Stelle setzen moderne 
Regelwerke, wie die internationalen ISO 9000ff und die gemeinschafts-
rechtliche Umwelt-AuditVO, an. Daneben hat sich in den letzten vierzig 
Jahren fast unmerklich ein präventiver Zivilrechtsschutz entwickelt, erreicht 
durch hohe Anforderungen an die einzelnen Verkehrspflichten und durch 
eine Reihe von prozessualen Beweiserleichterungen. Die Untersuchung 
möchte verdeutlichen, daß das Potential des Zivilrechts zum Schutz von 
Mensch und Gesundheit noch nicht ausgeschöpft ist und daß sich die zum 
Teil höchst umstrittenen, als „überspannt" bezeichneten Verkehrspflichten 
und die vermeintlichen Beweiserleichterungen „contra legem" dogmatisch 
mit dem Rechtsgüterprinzip begründen lassen. 

Bei der vorhegenden Untersuchung handelt es sich um eine geringfügig 
überarbeitete Fassung meiner Habilitationsschrift, die der Juristischen Fakul-
tät der Ludwig-Maximilians-Universität München im Sommersemester 
1995 vorgelegen hat. Meinem verehrten Lehrer, Herrn Professor Dr.Dr. h.c. 
Wolfgang Fikentscher, LL.M. möchte ich für die großzügige Förderung 
während meiner Tätigkeit am Institut für Internationales Recht, Euro-
päisches und Internationales Wirtschaftsrecht, meinen nachdrücklichen 
Dank bekunden, ohne welche diese Arbeit nicht so zügig hätte erstellt wer-
den können. Mein besonderer Dank gilt Herrn Professor Dr. Peter Schlosser 
für die Übernahme des Zweitgutachtens. Für die Mühe des Korrekturlesens 
danke ich vornehmlich Herrn Dr.rer.nat. Helmut Stäblein, sowie Frau 
Ingrid Löckmann, Frau Susanne Semrau und Herrn Andreas Rohde vom 
Institut für Deutsches und Ausländisches Zivilprozeßrecht der Julius-
Maximilians-Universität Würzburg. Meiner Frau danke ich für ihre natur-
wissenschaftliche Sachkunde und die ständige Bereitschaft zur Kritik, mit 
der sie das Werk begleitet hat. 

Rechtsprechung und Schrifttum wurden bis zum 31.1.1996 berücksich-
tigt. 

im März 1996 Thomas M.J. Möllers 
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Einleitung 

Ausgangsfälle 

Zur Einfuhrung in die Thematik der vorliegenden Arbeit sind im folgen-
den eine Reihe von typischen Gerichtsurteilen und behördlichen 
Verwaltungsakten aus der jüngeren und jüngsten Zeit zusammengestellt, die 
jeweils den Schutz von Mensch und Umwelt betreffen. Die Sachverhalte 
verdeutlichen die vielfältigen Gefahren und Risiken in einer hoch techni-
sierten Welt, welche den persönlichen Rechtsgütern und der Umwelt dro-
hen. Die Auswahl dieser Fälle zeigt deutlich die Fülle der juristischen 
Probleme, die sich der Rechtswissenschaft stellen, sobald der Schutz von 
Mensch und Umwelt sichergestellt werden soll. Aus den Entscheidungen 
ergeben sich die angeführten Fragestellungen, die in der vorliegenden 
Arbeit beantwortet werden. 

Beispiel 1: Hoechst1 — Bei einem Chemieunfall der Hoechst AG im Februar 1993 
traten 2,5 Tonnen der Chemikalie o-Nitroanisol aus. Mehr als 40 Menschen klag-
ten über Atemprobleme, Augen- und Kopfschmerzen. Ein Firmenvertreter sprach 
von einer „mindergiftigen" Chemikalie, Wissenschafder erklärten die Chemikalie 
für erbgutschädigend und für möglicherweise krebserregend2. Die Anwohner er-
fuhren erst nach einem Tag, daß bei Kindern eine orale Aufnahme des gelben 
Stoffes tödlich wirken kann, daß der Schmierfilm keineswegs mit bloßen Händen 
berührt werden darf und auch nicht mit den Schuhen in beheizte Räume getragen 
werden soll, weil er bei mehr als 10° C giftige Dämpfe erzeugt. 

Wo beginnt der Rechtsgüterschutz und welche Belästigungen sind als all-
gemeine Lebensrisiken hinzunehmen? Können Rechtsgüter wie Gesundheit 

1 Stelz, Preis des Versagens in DIE ZEIT v.5.3.1994, 25; SZ v.24.2.1993, 12; Roll, SZ 
v.6,/7.3.1993, 13; Erinnerungen an Seveso, Der Spiegel 9/1993, 18. Vgl. auch BGH 
v.14.1.1992 - NJW 1992, 1043 - Ethylacrylatgaswolke; KG v.4.10.1990, VersR 1991, 826 -
irreparable Einlagerung von PER, Nichtannahme durch BGH VI Z R 22/90. S. auch unten 
§1.V2. 

2 Die Aussagen widersprachen sich nicht, da nach § 3a I Nr. 8 iVm III ChemG a.F. Stoffe 
als mindergiftig galten, wenn der begründete Verdacht besteht, daß sie krebserregend, frucht-
schädigend oder erbgutverändernd sind. Der Gesetzgeber hat diesen euphemistischen Begriff 
„mindergiftig" in der neuesten Novellierung des ChemG v.25.7.1994, BGBl I 1703 gestri-
chen. Der Firmenvertreter formulierte also durchaus juristisch präzise. 



2 Einleitung 

o d e r K ö r p e r in d e n ve r sch iedenen R e c h t s g e b i e t e n g l e i chbedeu tend ausge-
legt werden 3 ? 

Beispiel 2: Lederspray4- Ein Lederspray verursachte bei einigen Verbrauchern eine 
lebensbedrohende Flüssigkeitsansammlung in der Lunge. Die Geschäftsleitung 
nahm das Lederspray nicht vom Markt, weil sich toxische Eigenschaften des Leder-
sprays wissenschaftlich nicht nachweisen ließen. Der 2. Strafsenat des BGH verur-
teilte mehrere Geschäftsführer des Unternehmens zu Freiheits- bzw. Geldstrafen. 

Bes t ehen Verhal tenspf l ichten be i R i s i k o - u n d Vermutungs lagen i m 
Ö f f e n t l i c h e n R e c h t u n d i m Ziv i l recht auch o h n e N a c h w e i s e iner Gefahr5? 

Beispiel 3: Medizinalassistent6 — Ein Facharzt für Anästhesie gab der Klägerin ein 
Lachgas-Sauerstoff-Gemisch zur Narkose. Obwohl der Blutdruck der Klägerin 
stark abgesunken war, verließ der Anästhesist während der Operation den Opera-
tionssaal und Überheß die zwischenzeitliche Überwachung einem Medizinalassi-
stenten. Bei der Klägerin trat ein Herzstillstand ein, der zu einer Hirnschädigung 
führte. Der BGH bejahte einen groben Behandlungsfehler des Arztes, weil dieser 
den Operationssaal bei der konkreten Gefahrenlage nicht hätte verlassen dürfen. 
D e m Arzt obliege die Beweislast, daß rechtzeitig ergriffene Gegenmaßnahmen 
Herzstillstand und Hirnschädigung nicht verhindert hätten. 

Was sind die Voraussetzungen des g r o b e n Behandlungsfehlers? Läßt er 
sich als „g robe r Berufs feh le r" auf andere Bere iche über t ragen? 

Beispiel 4: Mehrwegflasche7 — Eine Flasche mit kohlensäurehaltiger Limonade war 
explodiert und hatte zum Verlust des rechten Auges beim Kläger geführt. Als 
Ursache des Unfalls kam entweder ein zu hoher Innendruck infolge zu geringer 

3 Sogleich § 1. 
4 BGH v.6.7.1990, St 37, 106 = NJW 1990, 2560 = BB 1990, 1856 = MDR 1990, 2560 

= NStZ 1990, 588 = StrVert 1990, 566 = wistra 1990, 342 = JuS 1991, 253 (Hassemer) = JZ 
1992, 253 m.Anm. Hirte, JZ 1992, 257ff = ES Nr.IVl.17 m.Anm. Schmidt-Salzer, NJW 1990, 
2966; den., Umwelthaftungsrecht, Einl. Rdnr. 157ff; Beulke/Bachmann, JuS 1992, 737; 
Marxen, EWiR § 223a StGB 1/90, 1017; Kuhlen, NStZ 1990, 566; Samson, StrV 1991, 184; 
Brammsen, Jura 1991, 533; Puppe, JR 1992, 30; Kulimann, NJW 1991, 680; Meier, NJW 1992, 
3193 - Lederspray (Erdal); s. dazu unten § 2.II.3.b); § 4.III.6.a); § 6.III.2.b)cc). 

5 Unten § 2; ebenso § 6.III.1. und § 8.1.4.b). 
6 BGH v.18.3.1974, NJW 1974, 1424, 1425 = LM § 276 (Ca) Nr. 19 = VersR 1974, 804 

— Intubationsnarkose. 
7 BGH v.7.6.1988, Z 104, 323 = NJW 1988, 2611 m.Anm. Reinelt = LM § 823 (E) Nr. 

16 = JZ 1988, 966 m.Anm. Giesen = VersR 1988, 930 m.Anm. Foerste, VersR 1988, 958 = 
BB 1988, 1624 = DB 1988, 1988 = WM 1988, 1376 = ZIP 1988, 1129 = r + s 1989, 285 = 
DAR 1988, 310 = Pharmlnd 1988, 1254 = JuS 1989, 142 (Emmerich) = Kullmann/Pfister, Kza 
7502/14; 7595/7 = ES Nr. 1.266 m.Anm. Boujong, Bitburger Gespräche 1989, 35; Pfister, 
EWiR § 23 6/88, 891; Winkelmann, MDR 1989, 16; Birkmann, DAR 1990, 128; Arens, ZZP 
104 (1991), 131; Schmidt-Salzer, PHI 1988, 149; kritisch Medicus, Grundwissen zum Bürger-
lichen Recht, 1994, Rdnr. 356 - Mehrwegflasche IIa; s. hierzu und zu der Rechtslage nach 
dem PHG unten § 4.1.2.a) und § 5.III. 3.a), S. 168f. 
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Befüllung oder ein Riß im Glas in Betracht. Ob dieser Riß vor oder nach dem 
Inverkehrbringen der Flasche entstanden war, ließ sich nicht mehr feststellen. Um 
fehlerhafte Flaschen auszusondern, wurden im Betrieb der Beklagten die Mehr-
wegflaschen einer kurzfristigen Druckbelastung von 6,0 bar ausgesetzt. Diese Ferti-
gungskontrolle hatte nach Auffassung des BGH nicht ausgereicht, um alle schad-
haften Flaschen auszusondern. Nach Auffassung des BGH habe der Hersteller 
gegen eine Statussicherungs- und Befunderhebungspflicht verstoßen, die gezielt auf 
Aufhellung eines unklaren Zustandes oder einer ungeklärten Beschaffenheit des 
Produkts gerichtet sei. Deshalb trage er die Beweislast dafür, daß die Mehrweg-
flasche seine Betriebsstätte fehlerfrei verlassen habe. 

W i e läßt sich die in diesen Fällen angesprochene Beweislastumkehr zu 
Lasten des Schädigers begründen? Was ist der Rechtsgrund für diese Beweis-
lastumkehr? Wird damit gegen das Verschuldensprinzip verstoßen oder sogar 
eine Vermutungshaftung eingeführt8? 

Beispiel 5: Gentechnisch veränderte LebensmitteP — In den Niederlanden ist es be-
reits gelungen, gentechnisch hergestellte Hefe zur Produktionsreife zu bringen. Die 
geplante EU-Novel-Food-Verordnung sieht eine Kennzeichnungspflicht gentech-
nisch hergestellter Lebensmittel nur in Ausnahmefällen vor. Die Gefährlichkeit 
gentechnisch veränderter Lebensmittel ist noch weitgehend ungeklärt und wird nur 
ganz vereinzelt behauptet10. 

Bestehen nach Deliktsrecht Ermittlungs- oder Kennzeichnungspflich-
ten11? 

Beispiel 6: Neue Kraftfahrzeuge ohne Airbag12 — Mit Hilfe des Airbag können 
Kopf- und Brustverletzungen bei Frontalkollisionen deutlich gesenkt und 

8 Ausführlich § 4 und § 5. 
9 Art. 4 VII des geänderten Vorschlags fiir eine VO über neuartige Lebensmittel und neu-

artige Lebensmittelzutaten v.l.12.1993, ABl. Nr. C 16, 10 v.19.1.1994. S. genauer unten 
§ ö.III.l.b); § 8.1.4.b). Auch bei Kosmetika kennzeichnen bis heute nur einige Hersteller frei-
willig ihre Inhaltsstoffe. Eine Reihe dieser Inhaltsstoffe können nachgewiesenermaßen Aller-
gien auslösen, Kretzschmar, Inzidenz allergischer Reaktionen durch kosmetische Mittel, Arzt-
liche Kosmetologie 1989, 254ff. S. genauer unten § 8.1.5.b) bb). 

10 Z.B. nehmen entgegen der Ansicht der W H O und FAO (, Wholesomeness of Irradiated 
Food, Report of Joint F A O / A E A / W H O Expert Committee, 1981) Webb/Lang (Bestrahlte 
Nahrung, Auswirkungen und Risiken radioaktiver Bestrahlung bei Lebensmitteln, 1990) viel-
fältige Risiken dieser Behandlungsmethode an; s. dazu Streinz, Gesundheitsschutz und Ver-
braucherinformation im Lebensmittelrecht der Europäischen Gemeinschaften in Damm/Hart 
(Hrsg.), Rechtliche Regulierung von Gesundheitsrisiken, 1993, S. 151, 183. 

11 S. unten § 6. und § 8. 
12 Zur Geschichte s. Brambilla, Passive Sicherheit von Mercedes-Benz-Airbagsystemen, 

ATZ 95 (1995), 274ff; ausführlich zu den HIC (Head Injury Criterion)- und VTC (Viscous 
Tolerance Criterion)-Werten s. bereits auto, motor & sport 1990, Heft 24, 34, 36; auto, motor 
& sport 1991, Heft 19, 12, 17. Kritisch, daß der VW Polo der Baureihe 1994 nicht obligato-
risch einen Airbag enthält, ADAC-motorwelt 1 /95 , 22. 
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Knochenbrüche weitgehend vermieden werden13. Seit 1967 werden Airbags ent-
wickelt, seit 1984 in Serienreife. Seit spätestens 1990 verfügen alle Fahrzeug-
hersteller über das Know-how, Airbags herzustellen. Trotzdem bauen heutzutage 
einige Kraftfahrzeughersteller den Airbag immer noch nicht obligatorisch in das 
neue Modell ein. Zum Teil kann der Käufer den Airbag fakultativ zu einem 
Mehrpreis beim Kauf des Fahrzeuges erwerben. 

Sind neue Kraftfahrzeuge, die ohne Airbag verkauft werden, fehlerhaft 
oder muß der Hersteller den Verbraucher zumindest über Risiken, die bei 
der Benutzung von Kraftfahrzeugen ohne Airbag bestehen, informieren14? 

Beispiel 1: Hautverätzungen durch Strukturputz15 - Ein Heimwerker hatte eine 
Wand mit einem zement- bzw. kalkhaltigen Strukturputz versehen, der einen pH-
Mittelwert von 12,80 aufwies (Portland-Zement hat einen pH-Wert von 12,54). 
Der Kläger trug Handschuhe, weil ihm bekannt war, daß Zement- oder Kalkputz 
Hautschäden hervorrufen kann. Trotzdem ließ es sich nicht vermeiden, daß er den 
Strukturputz mit bloßen Händen berührte. Schwere Hautverätzungen waren die 
Folge; Hauttransplantationen waren erforderlich. Der Hersteller hatte vor der 
ätzenden Wirkung des Strukturputzes nicht gewarnt, vielmehr in der beigefugten 
Anleitung auch Personen gezeigt, die mit bloßen Händen den Strukturputz verar-
beiteten. Das OLG hatte eine Instruktionspflicht verneint und die Klage abgewie-
sen, was der BGH durch seinen Nichtannahmebeschluß bestätigte. Der BGH 
betonte unter Hinweis auf die Verbrauchererwartung, daß in Do-it-yourself-
Büchern vor Hautschäden gewarnt würde, so daß der Verwender die ätzende 
Wirkung kenne. 

Kann aber ein allgemeines Gefahrenbewußtsein des Verbrauchers dazu 
fuhren, daß jegliche Warnung vor erheblichen Gesundheitsgefahren ent-
behrlich wird? Welche Kriterien sind hierfür maßgeblich und entspricht das 
Kriterium „Verbrauchererwartung" den gemeinschaftsrechtlichen Vorgaben 
über die Informationspflicht an den Verbraucher16. 

Beispiel 8: Birkel (vereinfacht)17 — Unter dem Begriff „Flüssigei-Skandal" wurde 
im August 1985 in der Presse über Flüssigei berichtet, das, überwiegend aus den 
Niederlanden kommend, Spuren von Hühnerkot und Darmbakterien vom Huhn 

13 Das Ergebnis der Auswertung zeigt, daß das Risiko von mittelschweren bis schwersten 
Kopf-/Halsverletzungen mit dem kombinierten Haltesystem Gurt und Airbag im Vergleich zu 
ähnlichen Unfällen ohne diese Kombination um etwa 80% zurückgegangen ist. Das Risiko 
schwerer bis tödlicher Verletzungen sinkt von 11,9 auf 2,8 %, Brambilla, ATZ 95 (1995), 274, 
284; Brieter, ADAC-motorwelt 2 /95 , 42, 44. 

14 Ausfuhrlich § 7 und § 8 sowie insbesondere § 8.IV 
15 OLG Düsseldorf v.7.11.1989, N J W - R R 1991, 288, 289 m. Nichtannahmebeschluß des 

BGH - Hautverätzungen durch Strukturputz. 
16 S. unten § 8. 
17 OLG Stuttgart v.21.3.1990, NJW 1990, 2690 = ZIP 1990, 1209 = AfP 1990, 145 = 

W U R 1990, 43 m.Anm. Schoch; m.Anm. Walter Stillner, NJW 1991, 1340 - Birkel. 
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enthielt. Obwohl nach einem erstellten Gutachten noch unklar war, ob die Pro-
dukte des Unternehmens mikrobiell verdorben waren, nannte das Regierungs-
präsidium Stuttgart das Unternehmen namentlich in einer Presseerklärung und 
bezeichnete fünf Proben als „mikrobiell verdorben". Dieser Terminus wurde nicht 
weiter erläutert und gegenüber den Produkten aus den Niederlanden nicht abge-
grenzt. Zudem entstand der sachlich unzutreffende Eindruck, es bestünde eine 
Gefahr für die Gesundheit. Das OLG Stuttgart sah darin eine Amtspflichtverletzung 
und verurteilte das Bundesland Baden-Württemberg zu Schadensersatz in Höhe 
von 43 Mio. DM. 

In welchen Fällen dürfen Behörden warnen? Wann liegt ein Eingriff in 
Grundrechte des Unternehmens vor? Bestehen inhaltliche Unterschiede, 
wenn Verbraucherverbände oder Behörden warnen18? 

Die vorliegende Arbeit befaßt sich mit den Verhaltensanforderungen, ins-
besondere mit Informationspflichten, die den Gefahrverursacher zum Schutz 
von Gesundheit und Umwelt treffen, damit ein Schaden nicht eintritt. 
Besondere Brisanz kommt der Frage zu, warum der (vermeintliche) 
Schädiger auch ohne den Nachweis des Verschuldens bzw. der Kausalität 
haften soll. Die Arbeit möchte hierfür ein Rahmenwerk aufstellen und die-
ses dogmatisch legitimieren. 

Beispiel 9: Holzschutzmittel^ Strafverfahren)19 — Im Zivilverfahren verlangte der 
Kläger Schadensersatz wegen Gesundheitsschädigung. Er trug vor, in der Zeit von 
1976 bis 1988 die Profilholzdecken in seinem Einfamilienhaus mit PCP- und 
Lindan-haltigen Holzschutzmitteln nachbehandelt zu haben. Durch Ausgasung der 
Holzschutzmittel aus den behandelten Holzflächen seien die Innenräume stark mit 
PCP, Lindan, Dioxinen und Furanen belastet worden. Diese hätten seit dem Jahre 
1976 Gesundheitsschäden verursacht, vor allem allgemein nachlassende Leistungs-
kraft, Konzentrationsschwäche, Kopfschmerzen, Kreislauf-, Stoffwechsel-, Ein-
schlaf- und Durchschlafstörungen, Verschlechterung des Sehvermögens, Schwin-
del, Schwitzen, häufige Infekte, Blutdruckschwankungen und oft leicht erhöhte 
Körpertemperatur. Die in den Holzschutzmitteln enthaltenen Inhaltsstoffe hätten 
Immunsystem sowie peripheres und zentrales Nervensystem aller Familien-
mitglieder in irreversibler Weise geschädigt. Eine sog. chemische Sensibilisierung 
hätte auch schwere Krankheitsschübe bei Umweltgiften, wie Zigarettenrauch, 
Reinigungsmitteln etc., zur Folge. In einem Strafverfahren waren Mitarbeiter des 
Unternehmens wegen Körperverletzung verurteilt worden. Beide Verfahren wur-
den vom BGH wegen Formfehlern aufgehoben. 

Wie in einem Brennglas bündeln sich in diesem Sachverhalt die darzu-
stellenden Fragen: Liegt eine Gesundheitsverletzung oder ein Gefahrentat-

18 Ausfuhrlich § 9.III. 
19 Vereinfachter Sachverhalt, zum Zivilverfahren BGH v. 10.1.1995, NJW 1995, 1160 = 

LM § 138 Nr. 34 = DB 1995, 521 = BB 1995, 540 = VuR 1995, 132 - Holzschutzmittel 
(Xyladecor); zum Strafverfahren BGH v.2.8.1995, NJW 1995, 2930 = NStZ 1995, 590 -
Holzschutzmittel (Xyladecor)-Strafverfahren. Zum verwaltungsrechtlichen Verfahren, VG 
Würzburg v. 1.8.1994, Z U R 1995, 31 - Holzschutzmittel/Forsthaus mit Anm. Köck. 



6 Einleitung 

bestand vor20? Welche Pflichten treffen das Unternehmen21? Wann kann 
man eine Kausalität bejahen und was ist vom Kläger vorzutragen22? 

I. Problemaufriß: Vollzugsdefizit im Öffentlichen Recht 

In der Bundesrepublik Deutschland und in der Europäischen Union 
ereignen sich jährlich hunderttausende von Schadensfällen23; an Allergien 
leiden heutzutage schon etwa 4 % der Bevölkerung, zum Teil ist jedes drit-
te Kleinkind betroffen24. Neben diesen nachgewiesenen Gesundheits- und 
Körperverletzungen bestehen oft Situationen, bei denen ungewiß ist, ob es 
zu einer Gesundheitsverletzung kommt. Ein Erkenntnisdefizit liegt vor, weil 
nicht gewiß ist, ob bestimmte Stoffe eine Gesundheitsverletzung verursa-
chen: Risiken wegen überhöhter Konzentrationen an Formaldehyd, Lindan, 
PCP oder P E R in der Raumluft, wegen Arzneimitteln, deren Schädlichkeit 
erst nach dem Inverkehrbringen festgestellt wird (L-Tryptophan, HlV-ver-
seuchte Blutkonserven) oder gar aus Störunfällen in chemischen Unter-
nehmen, wie das Beispiel 1 zeigt, durch eine mit Pestiziden belastete Baby-
nahrung und auch die Diskussion um gentechnisch veränderte Lebensmittel 
(Beispiel 5) verunsichern tagtäglich den Bürger25. 

20 Zur Gefahr und zu den vorinstanzlichen Urteilen, s. § 2 Fn. 107ff. 
21 Zu den einzelnen Erhebungspflichten, § 6.III., S. 217ff. 
22 Zu den Beweiserleichterungen s. § 5; zur Beweiswürdigung § 5.III.3., S. 172. Zum 

Sachvortrag und zur Substantiierungspflicht, § 8.III.2.b), S. 315. 
23 Die Bundesregierung spricht von 200.000 Vergiftungen pro Jahr und mehr als 4.000 

Todesfällen durch Fehlgebrauch von Chemikalien, BT-Dr. 11/74550, S. 54. Nach einer Studie 
der EG aus dem Jahre 1986 verunglücken in der E U allein 30.000 Menschen jährlich in 
Haushalt und Freizeit, ABl. Nr. C 167 v.5.7.1986. Beim Heimwerken verletzen sich z.B. 
600.000 Menschen so schwer, daß sie ärztliche Hilfe brauchen, SZ v.22,/23.10.1994, 12. 
Insgesamt ereignen sich in Europa 45 Mio. Unfälle jährlich, wobei mangels entsprechender 
Daten ungeklärt ist, in welchem Umfang Konstruktions- und Herstellungsmängel und 
unzureichende Gebrauchsanleitungen diese Unfälle verursachen, s. Stellungnahme des Wirt-
schafts- und Sozialausschusses zur Richtlinie über die Allgemeine Produktsicherheit 
v.31.1.1990, ABl. Nr. C 75, 3 Nr. 14. 

24 Von den Erwachsenen leiden 13% an Kontaktekzemen, 12% an Heuschnupfen, 6% an 
Asthma und 5% an einer Nickelallergie. Vollmer, Allergische Erkrankungen — nehmen sie zu?, 
Arztliche Kosmetologie 1990, 11; s. auch Kretzschmar, Inzidenz allergischer Reaktionen durch 
kosmetische Mittel, Arztliche Kosmetologie 1989, 254; Aberer, Das allergische Kontaktekzem, 
Arztliche Kosmetologie 1991, 81 ff; Horak, Neue Trends in der Pollenallergie, Arztliche 
Kosmetologie 1991, 93 ff; Rakoski, Allergien durch Nahrungsmittel, in Allergien, Jahrestagung 
der Landeszentrale für Gesundheitsbildung in Bayern, 1988, S. 12, 13. Zu den Krankheiten 
von Kindern s. die Antwort der Bundesregierung auf die Große Anfrage BT-Dr. 12/2580 über 
Kindergesundheit und Umweltbelastungen, BT-Dr. 12/4626 v.25.3.1993, 20. 

25 Ängste über Gesundheitsgefahren und Risiken können - verstärkt durch die Medien -
nicht selten hysterische Züge annehmen. So für die gentechnisch veränderten Lebensmittel, 
Pfleger, Z L R 1993, 367, 382 m.w.Nachw. und die Sendung von Moser-Seibold, Bitteres Brot, 
B R 3 v.9.6.1993, 20.15 Uhr. 



Vollzugsdefizit im Öffentlichen Recht 1 

Effektiver Umwelt- und Gesundheitsschutz durch vorbeugende Verhal-
tensmaßnahmen ist deshalb geboten26. Der Gesetzgeber hat in den letzten 
zwanzig Jahren eine immense und fast nicht mehr überschaubare Flut 
öffentlich-rechtlicher Normen geschaffen27 und eine Novellierung jagt die 
andere28. Diese Gesetzesflut kann von der Verwaltung nicht mehr umgesetzt 
werden; personelle und technische Ausstattung stoßen an ihre Grenzen; oft 
fehlt Angehörigen der Behörde auch die notwendige Sachinformation. Die 
Rede ist vom „Vollzugsdefizit", ja vom „pragmatischen Verfassungs-
verstoß"29. Das Vollzugsdefizit wird mangels ausreichender Uberwachungs-
kapazitäten in Zeiten leerer Haushaltskassen auch nicht behoben werden 
können. Zudem wird der Vorwurf laut, der Gesetzgeber überreguliere, rege-
le also „zu viel" und greife damit in die Privatsphäre des Bürgers ein, wo 
dies gar nicht erforderlich sei30. Das Öffentliche Recht hat zum weiteren 
den Nachteil, daß der Staat nur dann in die Rechtssphäre des Herstellers ein-
greifen darf, wenn eine Ermächtigungsgrundlage dies erlaubt. Ohne Er-
mächtigungsgrundlagen sind Risikoentscheidungen nicht ohne weiteres 
möglich. Bis die gesetzlichen Grundlagen vom Gesetzgeber geschaffen wer-
den, bleiben Mensch und Umwelt ungeschützt. So wird weiterhin heftig 
gestritten, in welchem Umfang gentechnisch veränderte Lebensmittel zu 
kennzeichnen sind oder die Inhaltsstoffe von Kosmetika auf dem Produkt 

26 Umweltverschmutzung führt z.B. zu höheren Gesundheitskosten; präventive Maßnah-
men wären billiger. S. Heinz, Kostensteigerungen im Gesundheitswesen durch Luftverun-
reinigungen, ZfU 1992, 45ff; Schlomann, Gesellschaftliche Risiken und ihre Minimierung bei 
Energieumwandlung und -nutzung, in Risiken für unsere Gesundheit — einschätzen und 
handhaben, Bundesvereinigung fur Gesundheitserziehung, Bonn 1991, 67 ff. 

27 Nach Gassert (Umweltschutzorientiertes Management, in Zahn/Gassert (Hrsg.), U m -
weltschutzorientiertes Management, 1991, S. 1, 9) besteht das Ordnungsrecht auf dem Gebiet 
des Umweltschutzes aus mehr als 2000 Gesetzen und Verordnungen. Im übrigen wird auf den 
Anh.A. verwiesen. 

28 Das Arzneimittelgesetz (AMG) v.24.8.1976 erfuhr gerade die 5. Novellierung durch das 
5. Änderungsgesetz v.9.8.1994, BGBl I 2071; über die 6. Novellierung wird bereits beraten, s. 
BT-Dr. 12/6480. Das Chemikaliengesetz (ChemG) in der Fassung v.25.7.1994, BGBl I 1703 
wurde erneut geändert. Die Gesetzesfülle verdeutlicht die Ubersicht der behandelten nationa-
len, gemeinschaftsrechtlichen und supranationalen Rechtnormen im Anh. A. 

29 BT-Dr. 7/2802, S. 180 f. m.w.Nachw.; Hansmann in Landmann/Rohmer, Umweltrecht, 
Bd. I, vor § 26 Rdnr. 1 und § 52 Rdnr. l f f ; Kloepfer, N u R 1993, 353; Medicus, N u R 1990, 
145, 146; Ule/Laubinger, Gutachten B fur den 52. DJT, 1978; Rebentisch, U P R 1987, 401; 
Schink, Z U R 1993, l f f ; Lübbe-Wolff, N u R 1989, 295ff; besonders instruktiv dieselbe, N u R 
1993, 2 1 7 f f m.w.Hinw. Von „pragmatischem Verfassungsverstoß" spricht in diesem 
Zusammenhang Papier, U T R 1994, 105, 108; Gimpel-Hinteregger, Grundfragen der 
Umwelthaftung, 1994, S. 1. 

30 Hollmann, B R Deutschland: Produktbeobachtungs-, Prüfungs- und Warnpflichten für 
Kraftfahrzeuge und Zubehör, PHI 1990, 38, 50 zur Frage, ob der Rückruf fehlerhafter Pro-
dukte gesetzlich festgelegt werden soll. S. dazu unten § 9.II.1. 
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angegeben werden müssen31. Ohne eindeutige Voraussetzungen zum 
Handeln sieht sich der Staat zudem einer Haftung ausgesetzt; die Verwaltung 
wird möglicherweise dieses Haftungsrisiko scheuen und nicht handeln32. 

II. Eigener Ansatz: Präventive Verkehrspflichten 

Die vorliegende Arbeit möchte nachweisen, daß im Gegensatz zu diesen 
immanenten Schwächen des Öffentlichen Rechts in bestimmten Bereichen 
das Zivilrecht ein höheres Maß an Schutz bieten kann33. Dabei sollen vor 
allem drei Thesen widerlegt werden, die im Deliktsrecht immer wieder 
angeführt werden: Das Zivilrecht wirke nicht präventiv, Verkehrspflichten 
würden überspannt und Beweiserleichterungen verstießen gegen geltendes 
Recht. So wird bis heute häufig behauptet, daß das zivile Haftungsrecht erst 
beim Schadensausgleich eingreife und deshalb nicht vorbeugend wirke34, 
und daß es im Umweltrecht nur in sehr begrenztem Rahmen Schäden aus-
gleichen könne, weil der geforderte Kausalitätsbeweis oft nicht zu erbringen 
sei35. Dies ist nicht zutreffend. Es soll gezeigt werden, daß das Zivilrecht in 
weit stärkerem Maße präventive Elemente enthält als gemeinhin angenom-
men36. Diese präventiven Elemente des Zivilrechts ergänzen das Öffentliche 
Recht wirkungsvoll. Ihnen ist ein Großteil der nachfolgenden Ausführun-
gen des ersten und zweiten Teils der Arbeit gewidmet. 

31 Nach den jährlich etwa 40.000 Salmonellenvergiftungen in den letzten Jahren ist erst 
jetzt die HühnereierVO des Bundesgesundheitsministers in Kraft getreten. Auf eine Kenn-
zeichnungsVO von Chemikalien in Kleidungsstücken oder von Kosmetika wartet man bisher 
vergeblich; s. dazu das Beispiel 5 und ausfuhrlich § 8.1.4.b) und 5.b)cc). 

32 Zu der Vielzahl von Einzelproblemen, die sich bei staatlichen Informationen ergeben, 
s. ausfuhrlich unten § 9.III. 

33 Zu dieser Frage bereits Marburger, Ausbau des Individualschutzes gegen Umweltbe-
lastungen als Aufgabe des bürgerlichen und des öffentlichen Rechts, Gutachten zum 56. DJT, 
1986, C 106; Kloepfer, Umweltschutz als Aufgabe des Zivilrechts - aus öffentlich-rechtlicher 
Sicht, N u R 1990, 342 ff; Säcker in MünchKomm, § 906 Rdnr. 18; Gimpel-Hinteregger, Grund-
fragen der Umwelthaftung, S. 1. 

34 Sehr strittig, Nachw. unten § 4.III.3.a) und bei Ott/Schäfer, Schmerzensgeld bei Körper-
verletzungen, J Z 1990, 563, 564 Fn. 1 8 f m.w.Nachw. 

35 Baumann, Die Haftung für Umweltschäden aus zivilrechtlicher Sicht, JuS 1989, 433, 
440; Baur, J Z 1987, 317; Gaentsch, N V w Z 1986, 601; Gerlach, Privatrecht und Umweltschutz 
im System des Umweltrechts, 1989, 43 ff; Knopp/Striegl, Umweltschutzorientierte Betriebs-
organisation zur Risikominimierung, B B 1992, 2009, 2011 f; Medicus, J Z 1986, 778 ff; dersel-
be, Umweltschutz als Aufgabe des Zivilrechts - aus zivilrechtlicher Sicht, U T R 11 (1990), 6 f f 
= N u R 1990, 145, 148 f: Begrenzung auf Schaden; Kausalitätsprobleme wegen Politik der 
hohen Schornsteine; Papier, U T R 26 (1994), 105, 124; H. Westermann in FS Larenz, 1973, S. 
1003ff; H.P. Westermann, Das private Nachbarrecht als Instrument des Umweltschutzes, U T R 
11 (1989), 103, 117. 

36 Ebenso Simitis, Produzentenhaftung von der strikten Haftung zur Schadensprävention in 
FS Duden, 1977, S. 605, 624; Hauschka, Die vorbeugenden Organisations- und Produktbeob-
achtungspflichten des Herstellers in rechtlicher und unternehmerischer Sicht, AG 1988, 29, 33. 
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1. Der Rechtsgüterschutz 

Schon nach derzeitiger Rechtslage können bestimmte Verdachtslagen 
Ermittlungs- und Rückrufpflichten auslösen und neben der zivilrechtlichen 
auch eine strafrechtliche Verantwortung zur Folge haben, wie die eingangs 
zitierte Lederspray-Entscheidung (Beispiel 2) verdeutlicht. Entgegen einer 
oft formulierten Ansicht bestehen hohe Verhaltensanforderungen bei der 
Ermittlung oder Weitergabe von Information, selbst wenn noch gar nicht 
bewiesen ist, ob eine Handlung oder ein Produkt überhaupt eine Rechts-
gutsverletzung verursachen kann. Diesbezügliche Verkehrspflichten wurden 
deshalb oft als „überspannt" bezeichnet37. Das Bestreiten vorbeugender Wir-
kung des Schadensrechts einerseits und die Kritik an „überspannten 
Verkehrspflichten" andererseits zeigen den Bedarf rechtlicher Klärung. 

In diesen Zusammenhang ungeklärter „präventiver Elemente" gehört 
auch das einschlägige Beweisrecht: Grundsätzlich muß jeder die Voraus-
setzungen seines Anspruches beweisen38, der Patient beispielsweise, daß ein 
Behandlungsfehler die Rechtsgutsverletzung und den Schaden verursacht 
hat (sog. haftungsbegründende Kausalität). Das ist auch im Arztrecht offen-
sichtlich, denn bei einer Operation kann der Tod oder die Verschlechterung 
des Gesundheitszustandes allein durch die Krankheit oder den allgemeinen 
körperlichen Zustand des Patienten und muß nicht durch das Eingreifen des 
Arztes verursacht worden sein39. Bei einem groben Behandlungsfehler, wie 
im Beispiel 3, kehrt die Rechtsprechung jedoch die Beweislast um: Der Arzt 
muß beweisen, daß der Schaden nicht durch den Behandlungsfehler verur-
sacht wurde40. Obwohl diese Rechtsprechung seit Jahrzehnten gefestigt ist, 
bleibt der eigentliche Rechtsgrund für eine solche Haftungsverschärfung zu 
Lasten des Arztes sehr umstritten41. Die Rechtsprechung wird als „extra 

37 Esser, Grundlagen und Entwicklung der Gefährdungshaftung, S. 90 ff; Laufs in FS 
Gernhuber, S. 245, 251; Foerste in Produkthaftungshandbuch I, § 24 Rdnr. 269 m.w.Hinw.; 
jüngst Littbarski, N J W 1995, 217ff; s. die Literatur in § 4 Fn. 59. 

38 S. im Detail unten § 4.1.2. 
39 Die physiologischen und biologischen Prozesse des lebenden Körpers sind nicht voll 

beherrschbar und der Heilungserfolg liegt vielfach außerhalb des ärztlichen Leistungsrisikos. 
Das Krankheitsrisiko wird nicht dadurch, daß der Arzt die Behandlung übernimmt, zum 
Arztrisiko in dem Sinne, daß der Arzt für das Fehlschlagen der Behandlung immer haftet. 
Denn das Behandlungsrisiko ist nur Teil des Krankheitsrisikos; der Arzt schuldet gerade nicht 
den Erfolg. Unter dieser Prämisse wird verständlich, daß der Arzt grundsätzlich nur dann 
einen Behandlungsfehler begeht, wenn er einen gewissen Qualitätsstandard unterschreitet; s. 
treffend Mertens in MünchKomm, § 823 Rdnr. 411; Steffen, Arzthaftungsrecht, B.I.l, S. 34; 
BGH v.3.2.1987, Z 99, 391, 398 - Lungentuberkulose. 

40 S. genauer unten § 4 I.2.b), § 5.III.3.b), S. 170 ff. 
41 Deutlicher noch Laufs, Unglück und Unrecht, Ausbau oder Preisgabe des Haftungs-

systems?, 1994, S. 1, 12: „Vor dem Hintergrund der verfassungsrechtlichen Gewaltenteilung 
und der Bindung des Richters an das Gesetz mutet es seltsam an, daß die Frage nach den 
Grenzen der Zulässigkeit richterlicher Rechtsfortbildung in der zivilistischen Literatur weit-
hin ungestellt und unbeantwortet bleibt."; s. auch Börgers, Von den „Wandlungen" zur „Re-
strukturierung" des Deliktsrechts, 1993. 
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legem" bezeichnet42; sie hätte Gesetz und System beiseite gelassen43. Auch 
in einer Entscheidung aus dem Produkthaftungsrecht, der eingangs genann-
ten Mehrwegflaschen-Entscheidung (Beispiel 4), hat der BGH die 
Beweislast dem Hersteller aufgebürdet: Nicht mehr der Geschädigte muß 
die Fehlerhaftigkeit der Flasche beim Verlassen des Herstellerbereiches nach-
weisen, sondern der Hersteller die Fehlerfreiheit, weil der Hersteller gegen 
eine Befunderhebungspflicht verstoßen habe. Warum eine solche Pflicht 
überhaupt bestand, bleibt unklar44. Vor diesem Hintergrund stellt sich die 
Frage, ob diese Rechtsprechung nicht den Bereich der Verschuldens- und 
Kausalhaftung verläßt und zu einer Vermutungshaftung fuhrt. 

Warum Beweiserleichterungen zugunsten des Geschädigten und damit 
materielle Haftungsverschärfungen zu Lasten des Schädigers mit beweis-
rechtlichen Mitteln stattfinden45, ist immer noch nicht geklärt. Erforderlich 
sind überzeugende Wertungsgesichtspunkte; ein Rechtsgrund für diese 
materiellen und beweisrechtlichen Haftungsverschärfungen ist zu suchen, 
scheinen die Beweiserleichterungen und hohen Verhaltensanforderungen 
doch das heutige Haftungssystem zu sprengen. Rechtfertigt die prozessuale 
Waffengleichheit, die Beweisvereitelung, die Vertrauens- oder Berufshaf-
tung, die Eröffnung eines Gefahrenbereichs oder dergleichen eine Haf-
tungsverschärfung? Oder ist es tatsächlich ein „Strauß" von verschiedenen 
Sachgründen, wie dies die Lehre vom Beweglichen System propagiert? 

Bis zum heutigen Tage wurde in der juristischen Auseinandersetzung 
der Blick meistens auf den Gefahrverursacher (den Arzt46, den Produzen-

42 Nüßgens in R G R K , § 823 Anh.II, Rdnr. 306. Die h.M. stimmt ihr dagegen zu, s. z.B. 
Fuchs, Deliktsrecht, 1994, S. 81. 

43 Hanau, Die Kausalität der Pflichtwidrigkeit, 1971, S. 133. Oder noch krasser hat schon 
vor gut achtzig Jahren M. Rümelin (Schadensersatz ohne Verschulden, 1910, S. 21) einge-
wandt, wer vom schädlichen Erfolg auf das Verschulden schließe, bewege sich auf dem Niveau 
der Schuldfiktionen primitiver Kulturperioden; s. auch allgemein für die Gefährdungshaftung 
Protokolle, Bd. II, S. 569. 

44 Erst jüngst wurde dem BGH auch in der Mehrwegflaschen-Entscheidung wieder vor-
geworfen, das Verschuldensprinzip aufgegeben und die Schwelle zur Gefährdungshaftung 
überschritten zu haben, wenn er den Schädiger mit einer Erfolgseinstands- oder Garantie-
pflicht belegt. Mit dieser Begründung gegen eine Einzelstückkontrolle bei Mehrwegflaschen 
Foerste, Anm. zu BGH v.8.12.1992, N J W 1993, 528 - Mehrwegflasche III; JZ 1993, 678, 682; 
derselbe, Produkthaftungshandbuch I, § 24 Rdnr. 286 Fn. 588; ablehnend auch Häsemeyer, Das 
Produkthaftungsrecht im System des Haftungsrechts in FS Niederländer, 1991, S. 251, 259. 
Zur Mehrwegflaschen-Entscheidung s. Einl. Beispiel 4 und ausfuhrlich unten § 5.III.3.a), S. 
168 f, § 8.1.1.b), S. 280. 

45 Stoll, Haftungsverlagerung durch beweisrechtliche Mittel, AcP 176 (1976), 145ff. 
46 Deutsch, Arztrecht und Arzneimittelrecht, 2.AufL, 1991; Ehlers, Die ärztliche Aufklä-

rung vor medizinischen Eingriffen, 1987; Francke/Hart, Ärztliche Verantwortung und Patien-
teninformation, 1987; Giesen, Arzthaftungsrecht, 3.Aufl., 1990; Kem/Laufs, Die ärztliche Auf-
klärungspflicht, 1983; Laufs/Uhlenbruck, Handbuch des Arztrechts, 1992; Mertens in Münch-
Komm, § 823 VIII; Nüßgens in R G R K , § 823 Anh.II; Steffen, Neue Entwicklungslinien der 
BGH-Rechtsprechung zum Arzthaftungsrecht, 4. Aufl., 1990. 



D. Paragraphenregister 

AktG 
§ 7 7 235 

AMG 
§ 1 28 
§ 5 11 65, 66, 275 
§ 10 I Nr. 12 277 
§ 1 1 177 
§ 11 1 6 295 
§ 1 1 1 1 Nr. 6,7 178 
§ 11a 177, 224 Fn. 198 
§ 14f 202 
§ 19 I, II 202 
§ 2 2 201, 225 Fn. 207, 329 : 
§ 2 4 1 333, 337 
§ 25 II Nr.2 201 
§ 25 II Nr.4,5 275 Fn. 5 
§ 25 V 3 333 
§ 2 5 VI 333 
§ 25a 333 
§ 2 8 277 Fn. 20 
§ 2 9 200 
§ 40 I Nr.2, II 221 
§ 4 9 333 
§ 62 S.l 342 
§ 6 9 1 344 Fn. 117 
§ 8 4 30, 38, 172, 284, 295 
§ 8 4 2 172, 317 
§ 84 2 Nr.l 125, 171, 267, 283 
§ 84 2 Nr.2 115 Fn. 60 

AMG-E 
§ 84 3 52 Fn. 150, 383 

ApBetrO 
§ 12 186 
§ 17 V 2 186 
§ 21 Nr. 3, 4 342 

ArbStVO 
§ 5 45 Fn. 112 

BGB 
§ 3 1 197 

§ 89 
§ 228 
§ 242 
§ 254 1 
§ 276 I 2 
§ 537 I 
§ 544 
§ 618 I 
§ 809 2.Hs. 
§ 823 
§ 823 I 

§ 823 II 
§ 824 
§ 830 
§ 831 I 2 
§ 847 
§ 852 
§ 861 
§ 904 
§ 9 0 6 

§ 906 I 
§ 906 I 
§ 1004 

197 
123 
363, 265, 375 
184, 309, 326 
114 
46 
30, 73, 76, 155 
30 
365 
48, 49, 113, 149 
28ff, 32, 35, 38f, 46f, 
49f, 72, 76, 86, 106, 
116, 142ff, 149f, 152, 
196, 218, 230, 280, 
17, 349, 382 
16, 30, 72, 76, 317 
349, 351 
230, 231, 233 
196 
51 
146 
51 
123 
36, 38f, 43f, 46f, 49f, 
54, 382 
46 
39 
39, 51, 74, 149, 154 

Kommissionsentwurf (KE) 
zum BGB 
§ 195 146 
§ 199 146 
§ 201 146 

BImSchG 
§ 1 
§ 3 
§ 3 1 
§ 5 
§ 5 I Nr. 1 
§ 5 I Nr. 2 
§ 10 I 
§ 16 

40 
38, 43, 46f 
36, 40 
38, 43, 47, 203, 241f,248 
36, 40, 46, 68 
69 
329 Fn.2 
200, 239 

; 22 I Nr. 1,2 69 



Paragraphenregister 435 

§ 26 I 1 61 § 9 329 
§ 27 III 354 Fn. 192 § 9a 329 
§ 29a 333, 336 § 11 I 1 65, 329 
§ 3 1 101 § 13 I 3 75, 295 
§ 31a 344 Fn. 121 §§ 13ff 371 
§ 4 6 354 § 21 VI 1 334 
§ 51a 344 Fn. 121 § 2 3 II 161 
§ 5 2 II lOlff , 333 § 29b 1 344 Fußn. 121 
§ 52a 198, 203, 242, 247f, 386 Anh . l 227 Fn. 225 
§ 52a I 103 
§ 52a II 241f, 375 CPSA (Consumer Product 
§§ 53ff 
§ 54 I 1 

239 
199 

Safety Act) 
§ 54 I 2 Nr.3 199 § 15(b) 344 

§ 54 I Nr. 4, II 237 
§§ 54-58d 242 Elektromagnetische 
§ 5 6 1 237 Verträglichkeits-RiL 
§ 57 S.l 199, 237 Art. 8 209 Fn. 101 

Art. 10 209 Fn. 99, 102 
1. BImSchV (Kleinfeuerungs-
anlagenVO) EGV 
§ 14 IV 2 329 Fn. 6 Art. 129a I 271 
§ 16 S.l 329 Fn. 6 Art. 129a I lit.b 253, 271 

9. BImSchV (Genehmigungs- GefahrstoffV 
verfahrensVO) § 4 344 Fn. 121 
§ 13 I 2 329 Fn. 2, 333 

GG 
12. BImSchV (StörfallVO) Art. 1 145, 151 

§ 2 I 50 Art. 1 I 2 82 

§ 2 II Nr. 2 38, 50 Art. 2 145 

§ 5 III 348 Art. 2 I 148,151, 352 

§ 7 
§ 8 

329 Fn. 3, 335 Art. 2 II 15, 48, 83, 151 § 7 
§ 8 335 Art. 2 II 1 29f, 33f, 85, 150 

§ 11 200, 239 Art.5 I 351, 357, 376 

§ H a 50, 371 Art. 12 145, 245 § H a 50, 371 
Art. 12 I 203, 352 

13. BImSchV Art. 14 145, 245, 352 13. BImSchV 
Art. 20a 245, 366 

§ 2 5 222 
245, 366 

GNG 
BOÄ § 4 IV 356 
§ 7 219 

§ 4 IV 

§ 7a 194 GSG 
§ 3 29 

ChemG § 3 1 1 266 
§ 3a I Nr. 12 65 § 3 1 2 257 
§ 3a I Nr. 13 65 § 4 334, 334 Fn. 44 
§ 3a I Nr. 15 65 § 5 195, 334 
§ 3a II 65 § 6 334 
§ 6 222, 329, 329 Fn. 2 § 6 1 1 195 
§ 7 222, 329 § 6 1 2 355 



436 Anhang 

§ 6 1 3 340, 347, 360 § 5 III 5 2. Hs. 227 Fn. 222 
§ 7 1 346 § 5 IV 2 203 Fn. 65, 226 Fn. 218 
§ 7 1 3 334 Fn. 43 § 6 226 Fn. 216 
§ 9 II 334 Fn. 44 § 6 II 4 2. Hs. 227 Fn. 222 
§ H 340 § 6 III 3 203 Fn. 65, 226 Fn. 218 
§ 12 334 § 8 III 227 Fn. 223 
§ 14 340 § 13 V 227 Fn. 223 

§ 14 200 Fn. 37 
HGB § 14 I 4 342 
§§ 325ff 372 § 14 1 2 199 Fn. 32 

LMBG PHG 
§8 29f, 38 § l 28, 30, 38, 46, 227, 
§ 22 II Nr. 1 157 317 
§ 2 4 29 § 1 II Nr. 2 316 
§ 3 0 29 § 1 II Nr. 5 218, 267, 284 
§§ 40ff 102 § 1 IV 312 

§ 1 IV 1 310 
Maschinen-RiL § 1 IV 2 316 
Art. 2 I 252 Fn. 14 § 3 1 267, 270 
Art. 3 250 Fn. 5, 252 § 3 I lit.b 280, 299 

Fn. 15, 253 Fn. § 3 11 283 
17, 298 Fn. 145 § 13 I 227, 295 

Art. 5 205 Fn. 84, 244 
Fn. 345 Produkthaftungs-RiL 

Art. 8 II a) 208 Fn. 95 Art. 1 227 
Art. 8 II b) 209 Fn. 102 Art. 4 310, 312 
Art. 8 II c) 209 Fn. 102f Art. 6 I 261, 267, 270 
Art. 10 216 Fn. 152 Art. 6 I lit.b 280, 299 
Anh. I 252, 279 Fn. 28 Art. 6 II lit.c 283 
Anh. I Nr. 1.1.2. Ht. b 252 Fn. 15 Art. 7 lit.b 316 
Anh. I Nr. 1.1.2. Ht. c 298 Fn. 145 Art. 7 Ht.e 218, 267, 284 
Anh. I Nr. 1.7.0. 250 Fn. 5 Art. 11 227 
Anh. I Nr. 1.7.2. 253 Fn. 17 Art. 12 271 
Anh. IV 209 Fn. 102 
Anh. V 208 Fn. 95 Produktsicherheits-RiL 

MedGV Art. 1 211 MedGV Art. 2 Ht.b 266, 280 
§ 4 224 Fn. 198 Art. 2 Ht.b Sp. 2 267 
§ 16 186 Art. 2 lit.b Sp. 4 278, 290 

Art. 3 267, 272 
MPG Art. 3 I 252, 266 
§ 4 I Nr. 1 276 Art. 3 II Sp. 1 211, 252f, 267f, 270 
§ 3 0 344 Fn. 120 Art. 3 III 186 

Art. 4 II 270, 271 
PflSchG Art. 5 II 345 
§ 1 Nr. 4 30 Art. 6 345 
§ 12 222 Art. 6 I Ht.b 347 
§ 13 222 Art. 6 I lit.e 347 
§ 15 I Nr. 3 145 Art. 6 II 347 

Art. 9 346 
PharmBetrV Art. 12 2.Hs 373 
§ 5 III 5 1. Hs. 225 Fn. 207 Art. 14 IUa. 1,2 345 



Paragraphenregister 437 

SGB V 
§ 137 2 225 

Spielzeug-RiL 
Art. 2 Anh. II 278 Fn. 25 
Art. 10 

StGB 
§§ 34ff 
§ 185 
§ 223 
§ 223 I 
§ 223b 
§ 226a 
§ 2 4 0 

StrlSchV 
§ 4 5 1 

StrVG 
§ 9 1 1 

StVG 
§ 7 

StVZO 
§§ 19ff 
S 45 

209 Fn. 102 

123, 145 
31 Fn. 26 
2, 150, 42 Fn. 99, 144 Fn.20 
31 Fn. 29, 33 Fn. 40 
31 Fn. 26 
144 Fn. 13 
31 Fn. 26 

67, 70 

355 Fn. 195 

30, 38 

195 
195 

TrinkwasserVO 
S 8 108 

UBAG 
§ 2 I Nr. 2 

UGB-E 
§ 12 S . l Nr. 2 
§ 14 
§ 94 
§ 106 IV 1 

UHG 
§l 
§ 5 
§ 6 
§ 6 I 
§ 6 II 
§ 6 II 2 
S 6 III 

§ 8 1 2 365, 375 
§ 8 11 372 
§ 8 111 373 
§§ 8ff 363 
§ 9 13, 365, 367f, 372, 377 
§ 9 S. l 365 
§ 9 S.3 375 
§ 10 13, 372 

Umwelt-AuditVO 
Art. 3 S. 1 213 Fn. 130 
Art. 3 lit.a 214 Fn. 132 
Art. 3 1 lit.c 215 Fn. 140 
Art. 4 I 214, 215 Fn. 141 
Art. 4 VI 214 Fn. 136 
Art. 5 214 
Anh. I A.2 215 Fn. 140 
Anh. I A.5 lit.a 215 Fn. 140 
Anh. I B.2 214 Fn. 133, 228 Fn. 239 
Anh. I B.3 214 Fn. 134 
Anh. I B.4 215 Fn. 142 
Anh. I C 215 Fn. 141 
Anh. II 215 Fn. 141 
Anh. II A. S. 2 214 Fn. 135 
Anh. II H 214 Fn. 137 
Anh. III 214 Fn. 136 

UIG 
§ 4 
§ 4 I 
§ 4 I 2 
§5112 
§ 11 

103, 363, 365 
363 
364 
369 
370 

356 

248, 348 
372 
200 
356 

30, 38, 46 
38 
148 
170, 240t 243f, 248, 382, 386 
170, 240, 242, 248, 386 
241 
241, 248, 386 
13, 103, 365, 367f, 372, 
375, 377 

Umweltinformations-RiL 
Art. 1 366, 376 
Art. 3 I 2 364 

UWG 
§ 14 

VwVfG 
§ 28 
§ 29 

ZPO 
§ 253 II Nr. 2 
§ 273 II Nr.2 
§ 286 
§ 423 
§ 444 

351 

359 
363, 368, 374 

315 Fn. 240 
374 
172, 373 
374 
119 



E. Sachregister1 

Abenteuerspielplatz (BGH N J W 1978, 
1626) 254, 281 

Aids (BGH Z 114, 284) 51, 53 
Airbag 3, 318 f f 
Alival (BGH N J W 1991, 2351) 146 Fn. 

23, 276, 315 
Allergie 6 Fn. 24, 301, 308 
allgemeines Lebensrisiko 78, 255, 306, 309 
Alkohol 157 308 Fn. 206 
alterum non laedere 147, 149, 160 Fn. 114, 

379 Fn. 4 
Anfängeroperation (BGH Z 88, 248) 225 
Apfelschorf I (Derosal) 97 Fn. 54, 224 Fn. 

196, 293 Fn. 115 
Apotheker 186 
Arbeitsrecht 
- Arbeitnehmer 44, 74, 89 
- Arbeitsplatz 45 
- Arbeitsschutzrecht 23, 70 
- Freiwilligkeit 44 
- Gesundheit im 30 Fn. 25 
- menschengerechte Arbeitsgestaltung 45 

Fn. 111 
- Stellung des Beauftragten 239 
Arzneimittelrecht 194, 225 
- analytische Prüfung 220 
- Anmeldepflicht 329 
- Apotheker 186 
- Arzneimittel 75, 157, 177 
- Arzneimittelprüfrichtlinien 201ff, 201 

Fn. 50 
- Befünderhebungspflicht bei 

Medikamenten 169 
- Berücksichtigung von Mindermeinungen 

bei der Sammlung 219 
- Bundesinstitut für Arzneimittel und 

Medizinprodukte (BfrAM) 90 Fn. 22, 341ff. 
- Deutsches Arzneibuch 202 

- Europäisches Arzneibuch 202 
- Good Clinical Practice 202 
- Good Labor Practice 202 
- Good Manufactoring Practice 202 
- klinische Prüfung 220 
- Non-compliance-Rate 124 Fn. 107 
- Pharmakodynamik 220 
- pharmakologisch-toxikologische Prüfung 

202, 220 
- Pharmaceutical Inspections-Convention 

202 
- Prinzip der kontrollierten Gefährdung 

220 
- Risiko-Nutzen-Bewertung 266f 
- Sachverständige 333f 
- staatliche Überwachung 195 
- Stufenplanverfahren 342ff 
- Unternehmensstrukturen 2 0 I f f 
Arzt 186, 221 
- Allergen 301 
- Allergologe 301 
- Arzthaftungsrecht 170 
- Anamnese 221 
- Anfängeroperation 225 
- behandlungsfuhrender Arzt 238 
- - Blinddiagnose 221 
- - Diagnose 94, 221 
- - Einschränkung des 

Vertrauensgrundsatzes 237 
- grober Behandlungsfehler 2, 9, 108f, 

170 
- Therapie 94 
- Uberweisungspflicht 222 
- Befunderhebungspflicht zur Vermeidung 

unkontrollierter Geschehensabläufe 170 
- Dokumentationspflicht 243 
- Fortbildungspflicht 219 
- Heilversuch 170 

1 Die Fundstellen verweisen auf die Seitenzahl dieses Buches. Besonders wichtige Stellen sind 
kursiv gedruckt. Häufig zitierte Entscheidungen sind im Sachregister aufgenommen. 

Urteile aus dem Produkthaftungs- und Arzneimittelrecht sind wiedergegeben bei 
Kullmann/Pfister, Kza. 7000ff; eine umfassende Ubersicht von Entscheidungen des EuGH in 
bezug auf Gesundheits- und Umweltschutz findet sich bei Epiney/Möllers, Freier 
Warenverkehr und nationaler Umweltschutz, S. 139ff. 
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255, 282 
Bailey v. Boadand of Houston, Inc. (585 

S.W 2d 805 (Tex. Civ. App., Houston 
1st. Distr., 1979)) 285 Fn. 60 

Barker v. Lull Engineering Co. (20 Cal.3d. 
413) 263 

Basko v. Sterling Drag Co. (416 F.2d (2d 
Cir. 1969)) 285 Fn. 60 

Baustoff (BGH Z 109, 297) 230 
Befunderhebungs- und Statussicherungs-

pflicht 3, 107 
- als Teil des Vorhofs 164ff, 168 
- Arzneimittel 169 
- Arzt 170 
- Diagnosemaßnahme 107 
- Einzelkontrolle 166 
- Ermittlungspflicht 93, 221ff 
- fehlerhafte Bremsen 169 
- Fertigungskontrolle 3 
- Heilversuch 170 
- hundertprozentige Fehlerfreiheit 168 
- Kontrollmaßnahme 107 
- Schwimmweste 169 
- Trinkwasser (BGH NJW 1983, 2935)108 
- unkontrollierte Geschehensabläufe 170 
- unzureichende Medikamente 169 
- Verträglichkeitstest 170 
behördliche Warnung 356JJ, 385 
- Anhörung 359 
- Begriff 102 
- bei Gefährlichkeitsverdacht 358 
- Eingriff 352 
- Ermächtigungsgrundlage 352 
- geistiger Meinungskampf 357 
- Informationsrecht des Staates 352 
- Markttransparenz 357 
- Pflicht zur erklärenden Information 361 
- polizeirechtliche Generalklausel 355 
- staatliche Autorität 357 
- Subsidiarität der staatlichen Information 360 
- Verhältnismäßigkeit 360 
Berufshaftung 129 
- bei Vermögensschaden 130 
- Produzentenhaftung 129 Fn. 152 
Bewegliches System 138, 184 
- Basiswertung 140 
- komparative Sätze 139 
- Topoi-Kataloge 139 
Beweis 
- Bereichsbeweis 10 
- Beweiserleichterung 10, 150, 378 
- Befunderhebungspflicht Î64JJ 
- grober Behandlungsfehler/Berufsfehler 

108f, 170f 
- Kausalität s. dort 
- Beweislast 106 
- bei der selbstbestimmenden Entscheidung 

178 
- für den Behandlungsfehler 106 
- für den Fabrikationsfehler 311 
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- - für den Fehler 310 
- für den Instruktionsfehler 311 
- für den Konstruktionsfehler 311 
- für den Produktfehler 106 
- Beweislastumkehr bzgl. Verschulden 112, 

196 
- bei Einhaltung moderner Unter-

nehmensstrukturen 241 
- bei voll beherrschbaren Risiken 112 
- im Organisationsbereich des 

Krankenhauses 112 
- Beweisnot 117 
- Beweisvereitelung 118 
- Beweiswürdigung 172 
- erfolgsbezogene Pflicht 162ff 17Off 
- materiell-rechtliche Pflichtenstellung 118ff 
- Organisationsbereich 112, 133 
- prozessuale Waffengleichheit 117 
- Rechtsgrund für Beweiserleichterungen, 

s. dort 
- Reduzierung der Substantiierungslast 

314, 386 
- Vermutungshaftung 10 
- Vorhof 160ff 188 
- wissenschaftlicher Beweis 62 
Bewertungspflicht 94 
- Diagnose 94 
- Risikoanalyse 94 
- Risikohandhabung 95 
- Therapie 94 
Bipolarer Hochfrequenzstom (BGH Z 102, 

17) 287 
Birkel (OLG Stuttgart NJW 1990, 2690) 5, 

234, 356, 361 
Borei v. Fibreboard Paper Products Corp. 

(3 F.2d 1076 (5th Cir. 1973)) 285 Fn. 60 
Bundesgesundheitsamt und 

Nachfolgebehörden 90 Fn. 22, 271, 341ff 

casum sentit dominus 113, 147 
cheapest cost avoider 121, 123, 251 
Chemikalie 
- Anmeldepflicht 195 
- Chemische Reinigung (KG VuR 1988, 

337) 75f„ 154 
- Cumarin 301 
- Gesundheit, s. dort 
- in Kleidungsstück 301 
- krebserregend 1, 5 Fn. 21 
- mindergiftig 1 Fn. 2 
- Perchlorethylen (PER) 5, 52, 73 Fn. 108, 

Fn. Ulf 
Consumer Product Safety Act 344 

Contergan (LG JZ 1971, 507) 124 Fn. 112, 
283 

Crashtests von Kraftfahrzeugen 323 

Dogmatik 

- alteram non laedere 147, 149, 160 Fn. 
114, 379 Fn. 4 

- Analogie 114 
- Bewegliches System 139f 
- casum sentit dominus 113, 147 
- Einheit der Rechtsordnung, s. dort 
- Gemeinschaftsrecht 387 
- Gleichlauf von zivilrechtlichen 

Verkehrspflichten und öffentlich-rechtli-
chen Betriebspflichten 242f 

- Grenzen richterlicher Rechtsfortbildung, 
s. dort 

- Grundrechtsschutz, s. dort 
- Harmonisierung im Zivilrecht und im 

Öffentlichen Recht 42, 387 
- hermeneutischer Zirkel 143 Fn. 6 
- materielle Deliktspflicht 142 
- minima non curat praetor 46 
- normübergreifende Begriffsbildung 15f 
- Gesundheit 27 
- einheitlicher Fehlerbegriff 116 Fn. 61 
- Rechtsgrund, s. dort 
- Rechtsgüterschutz, s. dort 
- Rechtssicherheit 264 
- Verhältnismäßigkeit, s. dort 
- Wertehierarchie 144ff 
- Wertungswiderspruch 46, 387 
- widersprüchliche Prüfungsfolge des 

Fehlers durch den BGH 249, 254 
- Zirkelschluß 143 
Dokumentationspflicht 95, 118 
- Beweislast 243ff 
- Dokumentationssystem 203, 227 
- pre-trial-discovery 227 
- Validierung 227 

Eigeninformationspflicht 18, 87, 174 
- Erhebungspflicht, s. dort 
Einheit der Rechtsordnung 15 
- Gesundheitsrecht 13 
- Gleichlauf von zivilrechtlichen 

Verkehrspflichten und öffentlich-rechtli-
chen Betriebspflichten 242f 

- Harmonisierang im Zivilrecht und im 
Öffentlichen Recht 42, 387 

- normübergreifende Begriffsbildung, s. 
dort 

- Querschnittsgebiete 14 
- Sicherheitsrecht 14 Fn. 55 
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- Technikrecht 14 
- Umweltrecht 14 
- Zusammenspiel, s. dort 
Einlagerung von PER (KG VersR 1991, 

826) 52 
Einsichtsrecht 
- außervertragliches Einsichtsrecht 374 
- gegenüber Behörden 374 
- Geheimverfahren 373 
- richterliches Akteneinsichtsrecht 373 
Elektromagnetische Verträglichkeits-RiL 209 
Elektrosmog durch Mobiltelefon 294 
Entwicklungsfehler 124, 283 
- Erkenntnisfehler 283 
- Erfolgshaftung 285 
- Verschuldensprinzip 285 
- Sammlungspflicht 286 
- Ermitdungspflicht 286 
- Vorhof 286 
- Gefährlichkeitsverdacht 286 
erfolgsbezogene Pflicht 
- Abgrenzung zur Erfolgseinstandspflicht 

162 
- Abgrenzung zur Verhaltenspflicht 161 
- Begriff 162/f 
- bei Produkten 171/ 
- Beschützergarant 161, 167 
- Gefahrabwehr 166 
- selbstbestimmende Entscheidung als 

Teil des Vorhofs 166 
- Gefahrermittlung 165 
- Befunderhebungspflicht als Teil des 

Vorhofs 164 
- Einzelkontrolle 166 
- Gefahrvermeidung 166 
- grober Behandlungs-/Berufsfehler 166, 

170f 
- Leichtfertigkeit 165 
- Sicht eines vernünftigen Herstellers 172 
- Uberwachungsgarant 161, 167 
- unmittelbarer Eingriff und 

Erfolgsvermeidungspflicht 161 
- Voraussetzungen 163 
Erfolgseinstandspflicht 10 Fn. 44, 114 Fn. 

49, 131, 162 
Erfolgshaftung 113ff, 159J, 285 
Erfolgsvermeidungspflicht 161 
Erhebungspflicht 
- allgemein 97 
- Begriff 97 
- Informationserhebung, s. dort 
- konkret 97 
- Produktbeobachtungspflicht 96 
Ermittlungspflicht 220 

- allgemeine/abstrakte 93, 221ff 
- Befunderhebungspflicht 
- Begriff 93 
- Risikoerkennung 93 
- im Arzneimittelrecht 
- analytische Prüfung 220 
- klinische Prüfung 220 
- Pharmakodynamik 220 
- pharmakologisch-toxikologische 

Prüfung 220 
- im Arztrecht 
- Anamnese 93, 221 
- Blinddiagnose 221 
- Diagnose 221 
- im Umweltrecht 222 
- Kindertee 
- Kombinationsgefahren 97, 224 
- Isoprenalinsulfat 97 Fn. 54 
- Orciprenalinsulfat 97 Fn. 54 
- konkrete 93, 221f 
- - Vorpflicht 93 
- Prinzip der kontrollierten Gefährdung 

220 
- Sammlungspflicht, s. dort 
ernst zu nehmender Verdacht 72 
Ethylacrylatgaswolke (BGH N J W 1992, 

1043) 51 f 
Europarecht, 14f, 387 
- allgemeine horizontale 

Produktsicherheits-RiL 211 
- CE-Kennzeichnung 158, 204, 208 
- Elektromagnetische Verträglichkeits-RiL 

209 
- Fachpersonal 278 
- hohes Schutzniveau 271 
- Holzbearbeitungsmaschinen 278, 279 Fn. 

27 
- Instruktionspflicht 299 
- Kinder 278 
- Konformitätsbewertungsverfahren 204ff 
- Maschinen-RiL 208 
- Marktaußicht 345 
- Medizinprodukte-RiL 209f 
- Modul 205, 207JJ 
- mündiger Verbraucher 252f 
- persönliche Schutzausrüstung-RiL 208 
- Risiko-Nutzen-Bewertung 266f 
- Spielzeug-RiL 208 
- Umwelt-AuditVO, s. dort 
- Umweltinformations-RiL 90/313 E W G 

13, 13 Fn. 52, 363ff 
- Verbrauchererwartung 271 
- vernünftiger Hersteller 267 
- vertikale Produktsicherheits-RiL 204ff 
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- Vorrang von Gefahrvermeidung vor 
Gefahrabwehr 252 

Fehler 
- grober Behandlungsfehler 108f, 17Of 
- Produktfehler, s. dort 
- Verbrauchererwartung 254J, 270/ 
Fensterkran/Seilhexe (BGH VersR 1959, 

523) 277 

Gefahr 16, 57, 81 
- abstrakte 62, 72 
- Altlasten 60 
- Dreistufenmodell 82 
- Eingriffsgut 57, 71 
- Erfahrungssätze 59 
- Gefährdeter 89 
- Gefahrenwert 76 
- Gefahrerforschungseingriff 61 
- Gefährlichkeitsverdacht, s. dort 
- Gefahrprognose 58 
- Gefahrverdacht 60, 66 
- wissenschaftlich begründeter Verdacht 

61 
- Sachverhaltsaufklärung 61 
- Gefahrverursacher 89 
- Holzschutzmittel 73 
- im Öffentlichen Recht 57ff 
- im Zivilrecht 7Off 
- Immissionsschutzrecht 59 
- konkrete 62, 72 
- Schadensausmaß für Rechts- und 

Eingriffsgut 57, 71 
- Schutzgut 57, 71 
- spezifische Gefahr als Notwendigkeit der 

Warnung 296ff 
- System von Variablen 59 
- Verhältnismäßigkeit 82ff 
- Wahrscheinlichkeit 57 
- wissenschaftlich Erkenntnis 59 
- zeitliche Nähe 57, 71 
- zivilrechtlicher Schutz 72 
Gefahrabwehr 19 
- Produktfehler, s. dort 
- Information, s. dort 
Gefährdeter 89 
- Verbraucher, s. dort 
Gefährdungshaftung 112, 115 
- Enumerationsprinzip 114 Fn. 50 
- erfolgsbezogene Pflicht 162ff 
- Gefahr, s. dort 
- Gefahrbeherrschung 134 
- - AMG 135 Fn. 189 
- - Arztrecht 17, 135 

- - PHG 135 Fn. 189 
- - UHG 135 
- Gefahrenbereich 133 
- Gefahrenquelle 131 
- Gefahrerhöhung 131 
- Gerechtigkeit 
- - deep-pocket-Doktrin 137 Fn. 205 
- distributive 136 
- verteilende 136 
- - Wagnisübernahme 136 
- Gewinnchance 135 
- Haftung s. dort 
- in Osterreich 114 Fn. 50 
- Ingerenz 130 
- Postwagen- und Diligencenverkehr 132 
- Organisationsbereich 112, 133 
- ökonomische Analyse 134 
- Verkehrsflächen 134 
- Vorteilsziehung 
Gefährlichkeitsverdacht 64, 66, 105, 379 
- Ausübung der selbstbestimmenden 

Entscheidung 293ff 
- begründeter Verdacht 65f 
- Entwicklungsfehler 286 
- Offentlichkeitsaufklärung 358 
- Sammlungspflicht 219 
- substantiierte Verdachtsmomente 66 
- Vertrag 158 
- Werbung, s. dort 
Gefahrvermeidung 19 
- Rechtsgüterschutz, s. dort 
- Vertrauensgrundsatz 128 
- Vorrang von Gefahrvermeidung vor 

Gefahrabwehr 250, 252, 381 
- im Gemeinschaftsrecht 252 
Gefahrverursacher 89 
- als cheapest cost avoider 251 
- Arzt s. dort 
- Hersteller, s. dort 
- Krankenhaus, s. dort 
- Unternehmen, s. dort 
Gemeinschaftsrecht, s. Europarecht 
gentechnisch veränderte Lebensmittel 3, 

219, 294 
Geschäfts- oder Betriebsgeheimnis 21 Fn. 

77, 369, 372f 
Gesundheit 16, 30, 47 
- Aids, s. dort 
- Aidsinfizierung 34 Fn. 48 
- Allergie 6 Fn. 22, 301, 308 
- als Querschnittsgebiet 13 
- Arbeitsrecht, s. dort 
- Beeinträchtigung des 
- körperlichen Wohlbefindens 36f 
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- - des geistigen Wohlbefindens 36f, 
- des seelischen Wohlbefindens 36f 
- des sozialen Wohlbefindens 37 
- Belästigung 36 
- Einschlafstörung 40 
- Freiwilligkeit 44 
- Geruchsbeeinträchtigung 40 
- Gesundheitsschaden 51 
- Gesundheitsverletzung 
- erhebliche Beeinträchtigungen des 

Wohlbefindens 35, 382 
- Holzschutzmittel 50, 73 
- Konzentrationsfähigkeit 39 
- Kopfschmerzen 41 
- körperliche Beeinträchtigung 34 
- Lärmbeeinträchtigung 40 
- Luesinfektion 34 Fn. 48 
- medizinisch feststellbar 35 
- militärischer Tiefflug 50, 52 
- minima non curat praetor 46 
- Nachbarrecht 22, 39, 43f 
- Nachtruhe 43 
- Rechtsliteratur 32ff 
- Rechtsprechung 34ff 
- Schlaf 39, 52 Fn. 151 
- Schlafstörung 39 Fn. 84 
- Schleimhautreizung 41 
- Schmerz 35, 48 
- Sozialadäquanz, s. dort 
- Sozialrecht 30 Fn. 25 
- Störung innerer Lebensvorgänge 35 
- Strafrecht 31 
- Streß 42, 43 Fn. 101 
- vollständiges Wohlbefinden 32 
- wesentliche Beeinträchtigung 39 
- W H O 31 
- Zentralnervensystem 52 
Gesundheitsrecht 14 
Green v. American Tobacco Company 295 

Fn. 126 
Grenzen richterlicher Rechtsfortbildung 

153ff, 295 
- Gewaltenteilung 153 
- normkonkretisierende 

Verwaltungsvorschrift 155 
- Vertrag 158 
- Werbung, s. dort 
- Willkürkontrolle 155 
grober Berufs-/Behandlungsfehler 
- als Teil des Vorhofs 170f 
- Arzneimittel 172 
- bei Produkten 171ff 
- des Arztes 2, 9, 108f, 170f 
Grundrechtsschutz 

- dynamischer 83 
- Lehre von der Drittwirkung 148 
- Prinzip der Fremdkontrolle 339 
- Schutzpflicht 83, 148, 339 
- Situationsgebundenheit der Grundrechte 

84 
- Verfassungsmäßigkeit der Verrechtlichung 

von Unternehmensstrukturen 245 
- polizeirechtliche Generalklausel 150 
- Sicherheit 148 

Haartonikum (BGH Z 64, 46) 301 Fn. 163 
Haftung 
- Amtshaftung 5, 369 
- erfolgsbezogene Pflicht t62ff 
- Erfolgshaftung 160, 285 
- Freistellung von der Haftung 198 
- Organisationshaftung 196f, 230ff 
- Prinzipien des Haftungrechts 
- Analogie 114 
- Aushöhlung der Verschuldenshaftung 

114 
- casum sentit dominus 113, 147 
- Gefährdungshaftung, s. dort 
- - Haftung für Zufall 113 
- Mehrspurigkeit des Deliktsrechts 116, 

159, 379 
- Verobjektivierung des Schuldbegriffes 

114 
- Verschuldenshaftung 112, 285 
- Zweispurigkeit des Haftungsrechts 

(Verschuldens- und Gefährdungs-
haftung) 112 

- Rückruf 21 Fn. 76, 100, 347 
- Schaden 51f 
- Schmerzensgeldanspruch 51 
- Steuerungsfunktion 120, 379 
- Uberspannung der Verkehrspflichten 9, 

115, 379 
- Umwelthaftung 244 
- Dokumentation 245 
- Unterlassungsklage, quasinegatorische 

21, 51f, 73ff, 149 
- Vermutungshaftung 10 
- Vorhof 160ff, 188 
Hersteller 
- Maßstab des 
- durchschnittlichen Herstellers 113, 159 
- idealtypischen Herstellen 113, 159 
- vernünftigen Herstellers 172, 267/ 
- pharmazeutischer Hersteller, s. 

Arzneimittelrecht 
HlV-verseuchte Blutkonserve 172 
Hoechst-Unfälle 1, 195, 335 
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Höllenfeuer (BGH Z 45, 296, 308) 349, 
351, 357 

Holzbearbeitungsmaschinen (EuGH Slg. 
1986, 431), 278, 279 Fn. 27 

Holzschutzmittel (Xyladecor) (BGH N J W 
1995, 1160, 2930) 5, 172, 315 Fn. 240 

Holzschutzmittel 5, 73 Fn. 111, 172, 
- Formaldehyd 73 Fn. 110, 154 
- Lindan 50, 73 
- Xyladecor 5 
- Pentachlorphenol (PCP) 73 Fn. 111 
Hühnerpest (BGH Z 51, 91) 112, 196 

Immissionsschutz 
- Betriebsorganisation 203/ 
- Gesundheit, s. dort 
- Immissionsschutzbeauftragter 199, 234 
- - Haftung 234 
- öffentlich-rechtliche Verantwortung 

200 
- Vermeidung einer Haftung 239f 
- Nachbarrrecht, s. dort 
- Sicherheitsanalyse 333 
- staatliche Information, s. dort 
- Störfallbeauftragter 234 
- Umweltschutzdirektor 200 
Industrieabfalle (BGH N J W 1976, 46) 224 
Information 12 
- Aufklärung, s. dort 
- Begriff 86 
- Eigeninformationspflicht, s. dort 
- Gefahrabwehr durch den Gefährdeten 91 
- Informationflut 250, 261 
- Informationsasymmetrie 251 Fn. 9 
- Informationsdefizit 89, 370 
- Informationsdreieck l l f , 17, 8 6 f f , 103, 

328 
- Informationsgefälle 129, 251 
- Informationspflicht s. dort 
- Informationstransfer 87 
- Informationsvorsprung 129, 251 
- des Staates 370 
- des Unternehmens 371 
- Informationsweitergabe 380 
- Risikoinformation 301 
- Selbstbestimmungsrecht, s. dort 
- staatliche Informationspflicht, s. dort 
- Umweltinformations-RiL 90/313 EWG 

13, 13 Fn. 52, 363ff 
- Warnung, s. dort 
Informationserhebung 92ff, 193ff, 217, 383 
- Erhebungspflicht, s. dort 
- Sammlungs-, Ermittlungs-, Bewertungs-, 

Kontrollpflicht, s. dort 

- Befunderhebung, s. dort 
- mittels Unternehmensstrukturen, s. dort 
Informationspflicht 13, 21, 88 
- Belehrungspflicht 98 
- deliktisch 21 
- Kennzeichnungspflicht 98 
- prozessual 22 Fn. 78 
- Selbstbestimmungsrecht, s. dort 
- spezifische Gefahr 296 
- therapeutische Aufklärung, s. dort 
- Unterrichtungspflicht 98 
- vorvertraglich 21 Fn. 75 
Informationsverfahren 345 
- Mitteilungspflicht der Mitgliedstaaten 

346 
- Schnelhnformationsverfahren 345 
Instruktionsfehler 
- Produktfehler: Erforderlichkeit der 

Information zur Gefahrabwehr, s. dort 
- Warnung, s. dort 
- failure to warn 249, 258 
- Asbest 259 Fn. 56 
- Informationflut 261 
- Informationspflicht, s. dort 
Intubationsnarkose (BGH N J W 1974, 

1424) 2, 169 
ISO 9000ff 18, 202, 206, 209, 228f 
- Durchsetzung mittels Marktmacht 215 
- Abnehmer 215 
- Assembler 215 
- - Zulieferer 215, 216 
- Qualitätssicherungsvereinbarung 215, 

215 Fn. 144 
- - Werbung 216 
- HACCP-System 212 Fn. 118 
- Organigramm 213 
- Organisationshaftung 196J, 230ff 
- Qualitätsaudit 213 
- Qualitätspolitik 212 
- Qualitätssicherungs-Handbuch 213 
- Qualitätszirkel 213 
- Unternehmensstruktur, s. dort 
- Zertifizierung 213 

Kältemittel/sniffing (BGH N J W 1989, 
2514) 299 

Kausalität 107 
- Befunderhebungspflicht, s. dort 
- Beweiserleichterungen 315 
- Beweislast, s. dort 
- Gefährlichkeitsverdacht 105 
- grober Behandlungsfehler/Berufsfehler 

108f, 170f 
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- Kausalitätstheorie 22 
- materiell-rechtliche Pflichtenstellung 118ff 
- präventive Verkehrspflichten ohne nach-

gewiesene Kausalität 105 
- Rechtsgüterschutz, s. dort 
- Selbstbestimmungsrecht, s. dort 
- Vermutung 106 
Kindertee (Milupa) I (BGH Z 116, 60) 

176, 223, 224 Fn. 195, 258, 279, 309 
Kindertee (Milupa, Hipp) III (BGH N J W 

1995, 1286) 224, 280 Fn. 34 
Know-how 289, 321 
körperliche Integrität 41, 145 
körperliche Unversehrtheit 28, 30, 32f, 34, 

38 
Kohlekraftwerk 69 Fn. 77 
Konformitätsbewertungsverfahren 204ff 
Konkurrent 220, 224 
Konstruktionfehler 153 
- Erhebungspflicht, s. dort 
- Wirkung wie öffentlich-rechtliches 

Verbot 153 
- design defects 249 
- Produktfehler: Erforderlichkeit der 

Gefahrvermeidung, s. dort 
Kontrolle durch unternehmensexterne 

Private 
- Sachverständiger, s. dort 
Kontrollierender 90 
- unternehmensexterne Private 334JJ 
- Prüfstelle 90 
- Staat 90 
Kontrollpflicht 
- Befiinderhebungs- und 

Statussicherungspflicht, s. dort 
- Befundsicherung 95 
- Dokumentationspflicht, s. dort 
- Eigenkontrollpflicht 95, 225 
- Einzelkontrolle 226 
- Fremdkontrolle 95 
- Marktkontrolle 95 
- Prinzip der mehrfachen Selbstkontrolle 

225ff 
- produktionsexterne Kontrolleure 226, 

226 Fn. 215 
- produktionsinterne Kontrolleure 226 
- staatliche Kontrolle 125 
- Stichprobe 226 
- unternehmensexterne Kontrolle, s. dort 
- Vollkontrolle 226 
- zerstörende Prüfung 226 
Kraftfahrzeug 195, 318ff 
- Airbag, s. dort 
- Antiblockiersystem 318 

- Berücksichtigung von Mindermeinungen 
bei der Sammlung 219 

- Consumer Product Safety Act 344 
- Crashtest, s. dort 
- fehlende systematische Marktkontrolle 

195, 346f 
- Gemeinschaftsrecht 345 
- Hals-Wirbelsäulen-Syndrom (HWS) 324 
- Kopfstütze 318, 324 
- Rückruf 344 
Krankenhaus 112, 186 
- Kreiskrankenhaus (BGH N J W 1988, 

1511) 287 
- Universitäts-, Spezialklinik 287 
kumulative Pflichtenstellung 187 
- voll beherrschbare Risiken 112 
- wirtschaftliche Überlegungen 287 
Kupolofen (BGH Z 92, 143) 170, 189 
Kurznarkosemittel (Estil) (BGH N J W 1968, 

1181; BGH Z 59, 172) 124 Fn. 112, 177, 
276 Fn. 15 

Lautsprecheranlage (OLG Hamm VersR 
1979, 579) 44 

Lebensmittel 
- Allergie 308f 
- Behörde 5 
- EU-Novel-Food-VO 3, 294 
- fehlerhafte Ernährung 308 
- gentechnisch veränderte Lebensmittel 3, 

219, 294 
- Keimzahl in der Milch 259 
- Kosmetika 300 
- Sonnencreme 308 
- Krebs 308 
- Milchprotein 309 
- Vorsorge 66 
Lederspray (Erdal) (BGH St 37, 106) 2, 75, 

197 Fn. 26, 223, 234f 

materiell-rechtliche Pflichtenstellung 118, 
120 Fn. 81, 142 

Medikament 157, 177 
Medizinalassistent 2 
Medizinprodukte-RiL 209f 
Mehrwegflasche IIa (BGH Z 104, 323) 2, 

108, 119, 168, 250, 254, 280 
Mehrwegflasche III (BGH N J W 1993, 528) 

142 
Mikrowelle 259 Fn. 55 
Militärische Tiefflüge (BGH N J W 1993, 

2173) 50, 52, 52 Fn. 151 
Mitteilungspflicht 101, 369, 371 
- Auskunftsanspruch, s. dort 
- Aussageverweigerungsrecht 330 
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- Emissionserklärung 329 
- Großfeuerungsanlage 330 
- konkrete 329 
- Schaffung bußge ldbewehrter 347 
- staatliche Information, s. dort 
Modu l 205f, 209 
- Comité Européen de Normalisat ion 205 

Fn. 80 
- Comité Européen de Normalisat ion 

Electrotechnique 205 Fn. 81 
- Konformitätsbewertungsverfahren 206 
- EG-Baumusterprüfbescheinigung 209 
- - Entwurfsstufe 208 
- Herstellerselbstbescheinigung 208 
- Produktfertigungsstufe 208 
- Maschinen 208 
- persönliche Schutzausrüstung 208 
- Spielzeug 208 
- Wahlfreiheit 206 
Moni tor ing (systematische 

Dauerüberwachung) 340f 
- Arzneimitte lkommiss ion der deutschen 

Ärzteschaft 343 
- - Arzneimitte lschnel l information 344 
- - Bundesverband der pharmazeutischen 

Industrie 343 
- bei Arzneimit te ln 341 
- bei Chemika l i en 341 
- bei Lebensmitteln 341 
- Consumer Product Safety Act 344 
- - R ü c k r u f 344 
- Informationsverfahren, s. dort 
- Informationsvorsprung des Staates 370 
- Krebsregistergesetz 341 Fn. 104 
- Stufenplanverfahren 342 
- Gefahrenstufe I, II 343 
- Arzneimitte lkommission der deutschen 

Apotheker 342 
- - Yellow Cards-System 342 Fn. 107 
- Umweltstat ist ik 341 Fn. 103 
- Umwel tvorsorge 341 

Nachbarrecht 22, 39, 43f 
- dauernde Betroffenhei t 44 
- dogmatische Ansätze 49ff 
- Erholungsfunkt ion 44 
- Gesundheit , s. dort 
- Immissionsschutz, s. dort 
- Unentr innbarkei t 44 
- Wohnfunkt ion 43f 
normübergre i fende Begriffsbi ldung 15f, 27 

Oberle i tung IV = Hochspannung (BGH 
N J W 1995, 2631) 255 

Öffentl iches R e c h t 
- behördl iche Warnung 356ff 
- Einheit der Rechtsordnung, s. dort 
- Ermächtigungsgrundlage 7 
- Gefahr 5 7 f f 
- Ris ikoentsche idung 155 
- schlanker Staat 20, 332 
- staatliche Informationspflicht, s. dort 
- Vollzugsdefizit, s. dort 
- Wi l lkürkontro l le 155 
Öffentl ichkeitsaufklärung 102, 352 
- bei Gefährlichkeitsverdacht 358 
ökonomische Analyse des Rech t s 116, 120 
- cheapest cost avoider 121, 123, 251 
- Effizienz 120, 122, 301 
- Effizienzverluste 126 Fn. 122 
- Ka ldor-Hicks-Theorem 121 Fn. 92 
- Kosten-Nutzen-Gesichtspunkte 121 
- optimale Verhaltenssteuerung 120 
- Prävention, s. dort 
Olen J . Kelley et al. v. R .G . Industries (Md. 

A .2d (1985)) 259 
Organisat ionsbereich 
- Gefahrenbereich, s. dort 
- des Herstellers 133 
- des Krankenhauses 112, 133 
- gegenständl ich-räumlicher Bere ich 134 
Organisat ionshaftung 196f, 230ff 
- einfacher Arbe i tnehmer 232 
- Gefahrbeherrschung 231 
- Grundsatz der Al lzuständigkeit 234 
- hohes Rechtsgut 231 
- horizontale Arbeitstei lung 236 
- Immissionsschutzbeauftragter 234 
- Organträger 232 
- Störfallbeauftragter 234 
- vernetzte Organisationsstrukturen 237 
- vert ikale Arbeitstei lung 236 

Passivrauchen 45, 64, 74 
- Krebsrisiko 45, 64 
- Herzinfarktrisiko 64 
- Freiwi l l igkeit 44 
- Atembeschwerden 45 
Patient 89 
persönliche Schutzausrüstungen-RiL 208 
Pferdebox (BGH N J W 1990, 906) 263 
Prävention 120f, 125 
- Non-compl i ance -Ra te 124 Fn. 107 
- präventive Verkehrspflichten, s. dort 
Prinzip der Eigenverantwortung 181, 217 
- Erhebung, Vermeidung und Abwehr der 

Gefahr 185 
- kumulat ive Pfl ichtenstel lung 186f 
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- - Apotheker 186 
- - Arzt 186 
- - Händler 186 
- Krankenhaus 186 
- originäre Pflichtenstellung 185 
- Prinzip der kontrollierten Gefährdung 

220 
- Prinzip der mehrfachen Selbstkontrolle 

225ff 
- Rechtsgüterschutz, s. dort 
- Verhältnis von Eigenverantwortung und 

Selbstvorsorge 183 
- Vorrang von Gefahrvermeidung vor 

Gefahrabwehr 250, 252, 379 
Produkt 
- Befunderhebungspflicht, s. dort 
- Bremsen 169 
- Cantileverbremsen 289 
- Ermittlungspflicht, s. dort 
- Fahrrad 289 
- kohlensäurehaltige Limonade 2, s. 

Mehrwegflasche 
- Konformitätsbewertungsverfahren 206 
- Kraftfahrzeug 195, 318ff 
- Maschinen 208 
- Mehrwegflasche, s. dort 
- Modul 205ff 
- persönliche Schutzausrüstung 208 
- Produktsicherheits-RiL, allgemeine hori-

zontale 211 
- Rückruf 21 Fn. 76, 100, 344 
- Schwimmweste 169 
- selbstbestimmende Entscheidung 176, 

291 ff 
- Selbstbestimmungsrecht 173 
- Sicherheit von Produkten 
- Fachmann 277 
- gemeinschaftsrechtlicher Maßstab 278f 
- Kindersicherung 277 
- Maschine 277 
- Spielzeug 208 
- Spirituosen 157, 308 Fn. 206 
- Strukturputz 4, 179 Fn. 23, 302 
- technisches Arbeitsmittel 195 
- wettbewerbsrechtliche Überlegungen 288 
- Risiko-Kosten-Bewertung 288 
Produktbeobachtungspflicht 96 
- aktiv 96 
- passiv 96 
- Ermittlungspflicht 93, 221ff 
Produktfehler = Produkthaftung 
- Entwicklungsfehler 124, 283 
- Erforderlichkeit der Gefahrvermeidung 

275JJ, 381 

— risk-utility- oder danger-utility-test 
262, 266, 275 

— Barker-test 263 
— bisheriger Begriff 264 
— neuer Begriff: Risiko-Nutzen-

Bewertung 173, 262, 266, 275 
— sicherstes Produkt 266, 275 
— im Arzneimittelrecht 275 
— im Arztrecht 276 
— im Gemeinschaftsrecht 266 
— Sicherheit von Produkten 277 
— Erforderlichkeit der Information zur 

Gefahrabwehr 296 
— gefährdetste Verbrauchergruppe 

300 
— Risikoinformation 301 
— Gemeinschaftsrecht 299 
— spezifische Gefahr 296 
— bestimmungswidriger Gebrauch 298 
— Fehlgebrauch 

naheliegender 299 
vorhersehbarer 299 

— Hobbyhandwerker 257 
— hohes Schutzniveau 271 
— höherer Schutzstandard 381 
— Informationsasymmetrie 251 Fn. 9 
— Informationsgefälle 251 
— Informationsvorsprung 251 
— Konstruktionsfehler s. dort 
— kumulative Pflichtenstellung 187 
— Prüfüngsfolge 
— sechs Prüfungsschritte 317 
— der Rechtsprechung 254JJ, 381 
— Rechtssicherheit 264 
— selbstbestimmende Entscheidung 269, 

291ff 
— Elektrosmog bei Mobiltelefonen 294 

Fn. 121 
— existenzielle Aufklärung 270 
— Gefährlichkeitsverdacht 293 
— gentechnisch veränderte Lebensmittel 

294 
— Informationspflicht im Bereich der 

Vorsorge 295 
— Langzeitschäden 295 
— Asthmaspray, s. dort 
— Testperson 294 
— Strukturputz 4, 179 Fn. 23, 302 
— Verhältnismäßigkeit der 

Gefahrvermeidung 268f, 290f, 381 
— - Verbot des Produkts 268 
— Vorrang von Gefahrvermeidung vor 

Gefahrabwehr 250, 252 
— Zumutbarkeit der Gefahrvermeidung 381 
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- reasonably prudent manufacturer test 
262 

- bisheriger Begriff 264 
- - Entwicklungsfehler 124, 283 
- - im Gemeinschaftsrecht 267 
- - neuer Begriff: vernünftiges 

Herstellerverhalten 267f 
- Stand der Wissenschaft und Technik 

282, 331 
- - wettbewerbsrechtliche Überlegungen 288 

Cantileverbremsen 289 
Know-how 289, 321 

- — Risiko-Kosten-Bewertung 288 
- — Ubergangsfrist 290 

überholter Maßstab 289 
- - wirtschaftliche Überlegungen 287 

im Arztrecht 287 
- Zumutbarkeit der Information 304 
- - Konkurrenz 304 
- - Rückruf 21 Fn. 76, 100, 344 
- - vorvertragliche Aufklärungsfristen 305 
- Zusammenspiel von Informationspflicht 

und -Obliegenheit 308 
Allergie 308f 
fehlerhafte Ernährung 308 
Krebs 308 
Sonnencreme 308 

- Verbrauchererwartung 254f, 270f 

Qualitätssicherungssystem = 
Managementsystem = Betriebssystem 

- ISO 9000ff 202, 206, 209, 228/ 
- Unternehmensstruktur, s. dort 

Rauchen, s. Passivrauchen 
Rechtsgrund 
- Rechtsgüterschutz, s. dort 
- Begriff 116 
- Bewegliches System 139f 
- Beweisnot 117 
- Beweisvereitelung 118 
- Dogmatik, s. dort 
- für präventive Verkehrspflichten und 

Beweiserleichterungen 17, 116ff 
- materiell-rechtliche Pflichtenstellung 

118ff 
- ökonomische Analyse des Rechts 120ff 
- prozessuale Waffengleichheit 117 
- Wertehierarchie, s. dort 
Rechtsgut 11 
- Gesundheit 28 
- Körper 28 
- körperliche Unversehrtheit 28 
- Leben 28f 

- normübergreifender Rechtsgüterbegriff 
30 

- Rechtsgüterschutz, s. dort 
- Umwelt 28 
Rechtsgüterschutz 
- anthropozentrischer Umweltschutz 22 

Fn. 79 
- Dynamisierung des Rechtsgüterschutzes 

156 
- Grenzen richterlicher Rechtsfortbildung, 

s. dort 
- Grundrechtsschutz, s. dort 
- Produktfehler, s. dort 
- Prinzip der Eigenverantwortung, s. dort 
- Prinzip des Rechtsgüterschutzes 18, 378 
- Prüfungsfolge, s. Produktfehler 
- Rechtsgrund für präventive 

Verkehrspflichten und 
Beweiserleichterungen, s. dort 

- Schutzpflicht 148 
- und Unterprinzipien 152f 
- verfassungskonforme Auslegung 150f 
- Vorhof i 6 0 $ 188 
- Wertehierarchie, s. dort 
Restrisiko 77 
- allgemeines Lebensrisiko, s. dort 
- Kernkraftwerk 77 
- Selbstvorsorge, s. dort 
- Sozialadäquanz, s. dort 
Risiko 16, 63 
- Kernkraftwerk 63 
- Passivrauchen 64 
- Restrisiko, s. dort 
- Risikoentscheidung 155 
- Risikoinformation 301 
- Willkürkontrolle 155 
Risiko-Nutzen-Bewertung 
- bei Arzneimitteln 275 
- bei Produkten 173, 266f 
- des Arztes 277 
Rückruf 21 Fn. 76, 147, 195, 197, 304 
- Begriff 100 
- Consumer Product Safety Act 344 
- stiller Rückruf 305 

Sachverständige 
- im Atomrecht 334 
- im Chemikalienrecht 334 
- im Immissionsschutzrecht 333 
- Objektivität 337 
- Reproduzierbarkeit 338 
- Sachverständigengutachten 333 
- Sicherheitsanalyse 335 
- Technischer Überwachungsverein 335 
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- Überwachung durch Behörde 336 
- Unabhängigkeit 337 
- Zuverlässigkeit 338 
Salzsäure (LG Frankfurt NuR 1982, 114) 

237 
Sammlungspflicht 217 
- Arzneimittel 219 
- experimentelle Erprobung 218 
- Berücksichtigung des 

Gefährlichkeitsverdachts 219 
- Entwicklungsfehler 286 
- gentechnisch veränderte Lebensmittel 

219 
- Kraftfahrzeugbereich 220 
- Lebensmittel 219 
- Mindermeinungen 218 
- Produkt 218 
- Stand von Wissenschaft und Technik 217 
Sattelauflieger (BGH NJW 1992, 2016) 

257 
Schaden 51f 
- Bagatellschaden 51f 
- Langzeitschäden 295 
- Schadensausgleich 120 
schlanker Staat 332 
- Bauordnung 332, 332 Fn. 27 
- vereinfachte Genehmigungsverfahren, 

332 Fn. 26 
- Verpackungsverordnung 332 
selbstbestimmende Entscheidung 91, 176, 

269, 381 
- als Teil des Fehlerbegriffs 269f, 291 ff 
- als Teil des Vorhofs 166 
- bei Produkten 176ff 
- Estil 177 
- Gefahr von gewisser Erheblichkeit 178 
Selbstbestimmungsrecht 41, 91 109, 150 
- Behandlungsrisiko 110 
- Dringlichkeit des Eingriffs 110 
- echter Entscheidungskonflikt 176 
- Heileingriff 151 Fn. 57 
- Lehre vom doppelten Schutzgut 174 Fn. 

200 
- nachhaltige Belastung der künftigen 

Lebensführung 110 
- selbstbestimmende Entscheidung, s. dort 
- Selbstbestimmungsaufklärung 100, 109 
- Subjekt der Behandlung 151 
- therapeutische Aufklärung s. dort 
- Transparenztheorie 174 Fn. 199 
Selbstvorsorge des Geschädigten 78, 306 
Sozialadäquanz 47, 78, 80 
- ästhetische Einwirkungen 47 
- Ekel 47 Fn. 128 

- Summationsschäden 80 
- Spielzeug-RiL 208 
staatliche Information 
- Anmeldepflicht 101, 329 
- Arzneimittelrecht 329 
- Chemikalienrecht 329 
- Sicherheitsrecht 329 
- Störfallverordnung 329 
- behördliche Warnung 356ff 
- Mitteilungspflicht, s. dort 
- Offentlichkeitsaufklärung, s. dort 
staatliche Überwachung 101, 194 
- Anmeldepflichten 329 
- durch unternehmensexterne Private 334 
- Behörde als Herrin des Verfahrens 336 
- Kontrolle der Kontrolleure 371 
- Monitoring (systematische 

Dauerüberwachung) 340f 
- nach Gemeinschaftsrecht 345 
- Prinzip der Fremdkontrolle 339 
- Vorsorge und Monitoring 340ff 
- Sachverständigengutachten 333 
- Sicherheitsanalyse 333, 335 
- staatliche Information, s. dort 
- stichprobenhafte Überwachung 331 
- verfassungsrechtliche Schutzpflicht 339 
- Vollzugsblockade 336 
- von Arzneimitteln 194 
- von Ärzten 194 
- von Chemikalien 195 
- von Produkten 195 
- von technischen Arbeitsmitteln 195 
Stand der Wissenschaft und Technik 282, 331 
Stiftung Warentest IV (BGH NJW 1987, 

2222) 250 
Strukturputz (OLG Düsseldorf NJW-RR 

1991, 288) 4, 179 Fn. 23, 256f, 260, 302 

Tabak 157 
- Passivrauchen 45, 64, 74 
therapeutische Aufklärung 111, 174 
- Selbstgefährdung 111 
Trinkwasser (BGH NJW 1983, 2935) 108 

Umwelt 
- Umweltrecht als Querschnittsgebiet 14 
- effektiverer Umweltschutz durch 

Zivilrecht 16 
- Sicherheitsrecht 14 Fn. 55 
- Umweltabgabe 22 Fn. 81 
- Umweltinformations-RiL 90/313 EWG 

13, 13 Fn. 52, 363ff 
- Umweltschutz 
- anthropozentrischer 22 Fn. 79 
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- - Nachbarrecht 22, 39, 43f 
- produktbezogener 22 
- Umweltzertifikat 22 Fn. 81 
Umwelt-AuditVO 19, 213f 
- Betriebsprüfer 214 
- Durchsetzung mittels Marktmacht 215 
- externes Audit 214 
- Organisationshaftung 196f, 230ff 
- persönliche Verantwortung 215 
- Umweltbetriebsprüfiing 214 
- Umwelterklärung 214 
- Umweltmanagementsystem 214 
- Umweltprogramm 214 
- Validierung 214 
Umweltinformations-RiL 363 
- behördliches Vollzugsdefizit 363 
- gesetzgeberische Intention 366 
Unternehmensexterne Kontrolle 333ff 
- staatliche Überwachung, s. dort 
Unternehmensstruktur 18, 193 
- Betriebsorganisation im 

Imissionsschutzrecht 203, 242 
- Beweislastumkehr bei Einhaltung einer 

modernen 240ff 
- Dokumentation, s. dort 
- Gleichlauf von zivilrechtlichen 

Verkehrspflichten und öffentlich-
rechtlichen Betriebspflichten 242f 

- Vermutungswirkung des § 6 I UHG 241 
- durch gemeinschaftsrechtliche Module 206 
- ganzheitlicher Ansatz 228 
- Geschäftsleitung 2 
- im Arzneimittelrecht 201ff 
- - Dokumentationssystem 203 
- - hierarchische Struktur 202 
- Organisationsbereich 202 
- Selbstinspektion 203 
- Verantwortungsbereich 203 
- ISO 9000ff 202, 206, 209, 228f 
- Organisationshaftung 196f, 230ff 
- Organisationspflicht 196 
- Organisationsplan 197 
- Qualitätssicherungssystem, s. dort 
- Umwelt-AuditVO, s. dort 
- Verantwortlichkeit des Mitarbeiters 228 
- Verfassungsmäßigkeit 245 
- Verrechtlichung durch Beauftragte 199 

Verbraucher 89 
- Arbeitnehmer 89 
- mündiger Verbraucher 253 
- Patient 89 
Verbraucheraufklärung 102 
- eingeschränkte Kontrolldichte 351 

- nach Delikt 349 
- nach UWG 349 
- neutrale Untersuchung 350 
- Produktgattung 350 
- Reflexwirkung 350 
- sachkundige Untersuchung 350 
- sachlicher Anlaß 351 
Verbrauchererwartung 4, 19, 127, 254f, 

270f Fn. 133 
- Ausbildung 258 
- Basissicherheit 256, 264, 264 Fn. 94 
- casum sentit dominus 261 
- consumer-expectations-test 258, 261, 262 
- Keimzahl in der Milch 259 
- Mindeststandard 256 
- Sicherheitserwartung 260 
- Sozialisierung privater Schäden 261 
- überholter Sicherheitsmaßstab 261 
- und allgemeines Lebensrisiko 255 
- Werbung 261 
Verhältnismäßigkeit 
- als Teil des Fehlerbegriffs 268f, 290 
- der Gefahrabwehr 82ff 
- der behördlichen Warnung 360 
- der Verrechtlichung von 

Unternehmensstrukturen 245 
Vertrag 
- Verdacht auf Gesundheitsgefährdung 158 
- Verdacht auf Aldasten 158 Fn. 105 
Verkehrspflichten 
- gegenüber Kindern 277ff, 281ff 
- Gleichlauf von zivilrechtlichen 

Verkehrspflichten und öffentlich-rechtli-
chen Betriebspflichten 242f 

- Informationserhebung, s. dort 
- präventive 8, 75, 123, 193, 217, 379 
- Prinzip der Eigenverantwortung, s. dort 

s. Erhebungs-, Kontroll-, 
Informationspflichten 

- Überspannung 9, 115, 379 
Vertrauensgrundsatz 126 
- bei Ärzten 237 
- culpa in contrahendo 126 
- Produkthaftung 127 
Verursachung, s. Kausalität 
Vollzugsdefizit 7, 14, 331, 363f 
- durch Überregulierung 331 ff 
- in der Europäischen Gemeinschaft 366 
- schlanker Staat, s. dort 
- Vollzugsblockade 336, 364 
- Zulassungsstau bei Arzneimitteln 331 Fn.24 
Vorhof 18, 160ff, 188, 378 
- Abgrenzung Erfolgshaftung 160 
- Entwicklungsfehler 286 
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- erfolgsbezogene Pflicht 162ff 
-Voraussetzungen 163 

Vorsorge 67f 
- Arbeitsschutz 70 
- gentechnisch veränderte Lebensmittel 68 
- individualschützend 69 
- Informationspflichten 296 
- Informationsvorsprung des Staates 370 
- kanzerogene Stoffe 70 
- Schädlichkeitsschwelle 67 
- Vorsorgewert 75 
Waldsterben (BGH Z 102, 350) 154 Fn. 71 
Warnung 100, 128 
- Begriff 99 
- behördliche Warnung 356ff 
- erklärende Warnung 100, 298 
- Folgewarnung 99 
- Gebrauchsanleitung 5 Fn. 21 
- produktbezogene 385 
- Rückruf, s. dort 
- spezifische Gefahr 296 
Werbung 156 
- Babynahrung 157 
- CE-Kennzeichnung 158 
- Durchsetzung von ISO 9000ff und 

UmweltauditVO mittels 216 
- Gerätesicherheitszeichen (GS-Zeichen) 

158 
- gesetzliche Verbote 157 
- gesundheitsbezogene 156 
- Reifen 261 Fn. 68 
- umweltbezogene 156 
Wertehierarchie 18, 144ff 378f 
- Dogmatik, s. dort 
- Lehre von der Drittwirkung 148 
- systematische Stellung der Rechtsgüter 145 

Zertifizierungsverfahren 205ff, 213 
Zivilrecht 
- Arzneimittelhaftung, s. dort 
- Arzthaftung, s. dort 
- Beweis, s. dort 
- effektiverer Umweltschutz durch 16 
- Fehler, s. dort 
- Gefahr 7Off 
- Gesundheitsrecht 13 
- Haftung, s. dort 
- Produkthaftung 17, s. dort 
- Sicherheitsrecht 14 Fn. 55 
- Technikrecht 13 
- Umweltrecht 13 
Zusammenspiel 
- Ergänzungsfunktion des Öffentlichen 

Rechts 384 
- - Vorsorge 340f, 384 
- - Monitoring 340f, 384 
- unternehmerischer und staatlicher 

Information 362 
- Ozonloch 362 
- - burn-time 362 Fn. 239 
- von Informationspflicht und -Obliegen-

heit 308 
- fehlerhafte Ernährung 308 
- - kumulative Pflichtenstellung 183, 309 
- Sonnencreme 308 
- verschiedener Prinzipien 184 
- von Zivilrecht und Öffentlichem Recht 

383ff 
- Einheit der Rechtsordnung, s. dort 
- normübergreifende Begriffsbildung 15f, 

27 
- - Wechselwirkung von Zivilrecht und 

Öffentlichem Recht 386 
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